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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung des Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes 

A) Problem 

1. Das novellierte Bayerische Verfassungsschutzgesetz (BayVSG) 
vom 12.07.2016 (GVBl. S. 145) ist am 01.08.2016 in Kraft getre-
ten. Während des laufenden Gesetzgebungsverfahrens verkünde-
te das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) das Urteil zum Bun-
deskriminalamtgesetz (BKAG) (BVerfGE 141, 220 ff.). Inwieweit 
dieses zum Polizeirecht ergangene Urteil auch für das Recht der 
Nachrichtendienste bedeutsam ist, konnte in der Kürze der Zeit 
nicht beurteilt werden. Die Novelle von 2016 hat daher nur erste 
Konsequenzen aus dem neuen Urteil gezogen, weitere Änderun-
gen der gebotenen eingehenden Prüfung vorbehalten. 

2. Die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der 
Länder (IMK) hat in ihrer Herbstsitzung am 07. und 08.12.2017 
Bund und Ländern empfohlen, den von einer Arbeitsgruppe unter 
Federführung des Bundesministeriums des Innern entwickelten 
„harmonisierten Rechtsrahmen“ in Überlegungen zur Novellierung 
ihrer Verfassungsschutzgesetze einzubeziehen. 

 

B) Lösung 

Soweit das Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) verallge-
meinerungsfähige Aussagen enthält, die für das Recht der Nachrich-
tendienste als Leitlinien zu verstehen sind, wird das Bayerische Ver-
fassungsschutzgesetz weiter entwickelt. Gleichzeitig werden Rege-
lungsideen des harmonisierten Rechtsrahmens der IMK aufgegriffen. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

Es handelt sich weder im staatlichen noch im kommunalen oder priva-
ten Bereich um originär kostenbegründende Anforderungen, sondern 
im Wesentlichen um die Normierung haushaltsneutraler behördlicher 
Befugnisse und ihrer rechtlichen Schranken. 
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Bayerischen Verfassungsschutz-
gesetzes 

 

§ 1 
Änderung des  

Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes 

Das Bayerische Verfassungsschutzgesetz (BayVSG) 
vom 12. Juli 2016 (GVBl. S. 145, BayRS 12-1-I), das 
zuletzt durch Art. 39b Abs. 1 des Gesetzes vom … 
(GVBl. S. …) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 

1. Art. 7 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„
2
Sie sind nach Abschluss der Kontrolle nach 

Art. 28 Abs. 2, spätestens nach drei Jahren zu lö-
schen, es sei denn, dass besondere Gründe der 
Geheimhaltung oder des Geheimschutzes eine 
längere Aufbewahrung gebieten.“ 

2. In Art. 8 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „und 
den Schutz des Kernbereichs privater Lebensge-
staltung gewährleistet“ gestrichen. 

3. Nach Art. 8 werden die folgenden Art. 8a und 8b 
eingefügt: 

„Art. 8a 
Schutz des Kernbereichs privater Lebens-
gestaltung und der Berufsgeheimnisträger 

(1) 
1
Die Anwendung nachrichtendienstlicher 

Mittel ist unzulässig, soweit hinreichend gewichti-
ge tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, dass 
durch sie allein Erkenntnisse gewonnen werden 
würden 

1. aus dem Kernbereich privater Lebensgestal-
tung oder 

2. bei einem Geistlichen, Verteidiger, Rechtsan-
walt, Kammerrechtsbeistand oder einem der in 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 der Strafprozeßord-
nung (StPO) genannten Berufsgeheimnisträ-
ger oder einer diesen nach § 53a Abs. 1 
Satz 1 StPO gleich stehenden Person, über 
die der Berufsgeheimnisträger das Zeugnis ver-
weigern dürfte. 

2
Treten die Voraussetzungen des Satzes 1 wäh-

rend der Anwendung nachrichtendienstlicher Mit-
tel ein, ist die Maßnahme zu unterbrechen, sobald 
dies ohne Gefährdung oder Enttarnung eingesetz-
ter Personen möglich ist und solange anzuneh-
men ist, dass diese Voraussetzungen vorliegen. 
3
Bestehen Zweifel, ob oder wie lange die Voraus-

setzungen des Satzes 1 vorliegen, darf aus-
schließlich eine automatische Aufzeichnung durch-
geführt werden. 

4
Soweit bei der Anwendung nach-

richtendienstlicher Mittel Erkenntnisse im Sinne 
von Satz 1 gewonnen wurden, dürfen sie nicht 
verarbeitet werden. 

5
Beim Einsatz technischer Mit-

tel findet § 3a Satz 4 bis 7 des Artikel 10-Ge-
setzes (G 10) entsprechende Anwendung. 

(2) 
1
Erfolgen Maßnahmen bei einem anderen 

der in § 53 Abs. 1 Satz 1 StPO genannten Berufs-
geheimnisträger oder einer diesen nach § 53a 
Abs. 1 Satz 1 gleich stehenden Person nicht zur 
Aufklärung von deren eigenen Bestrebungen oder 
Tätigkeiten, sind das öffentliche Interesse an den 
von dem Berufsgeheimnisträger wahrgenomme-
nen Aufgaben und das Interesse an der Geheim-
haltung der diesem anvertrauten oder bekannt ge-
wordenen Tatsachen besonders zu berücksichti-
gen. 

2
Soweit hiernach geboten, ist die Maßnahme 

zu unterlassen oder, soweit dies nach der Art der 
Maßnahme möglich ist, zu beschränken. 

Art. 8b 
Zweckbindung 

(1) 
1
Das Landesamt darf personenbezogene 

Daten, die es für einen bestimmten Zweck erho-
ben hat, für andere in Art. 5 Abs. 1 Satz 1 genann-
te Zwecke weiterverarbeiten, wenn tatsächliche 
Anhaltspunkte vorliegen, dass die Daten als kon-
kreter Ansatz zur Erfüllung des geänderten 
Zwecks geeignet sind. 

2
Soweit die Erhebung der 

Daten nur zum Schutz bestimmter Rechtsgüter 
zulässig ist, dürfen die erhobenen Daten nur wei-
terverarbeitet werden, wenn sich tatsächliche An-
haltspunkte erkennen lassen, dass die Zweckän-
derung dem Schutz eines mindestens vergleich-
bar bedeutsamen Rechtsguts dient. 

(2) 
1
Personenbezogene Daten, die durch ei-

nen verdeckten Einsatz technischer Mittel zur 
Wohnraumüberwachung oder einen verdeckten 
Zugriff auf informationstechnische Systeme er-
langt wurden, dürfen nur weiterverarbeitet werden, 

1. wenn die sachlichen Voraussetzungen des 
Art. 9 Abs. 1 Satz 1 vorliegen, 

2. wenn tatsächliche Anhaltspunkte für die drin-
gende Gefahr der Begehung von Straftaten im 
Sinne von § 100b Abs. 2 StPO vorliegen oder 

3. zur Verfolgung von Straftaten, sofern die Da-
ten der Verfolgung von Straftaten dienen, zu 
deren Aufklärung eine solche Maßnahme nach 
den entsprechenden Befugnissen der Straf-
prozeßordnung angeordnet werden könnte. 
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2
Personenbezogene Daten aus Maßnahmen nach 

Art. 9, die durch Herstellung von Lichtbildern oder 
Bildaufzeichnungen erlangt wurden, dürfen nicht 
zu Strafverfolgungszwecken weiterverarbeitet wer-
den. 

(3) Personenbezogene Daten, die durch Maß-
nahmen nach Art. 15 Abs. 2 und 3 sowie Art. 16 
Abs. 1 erlangt wurden, dürfen nur unter entspre-
chender Anwendung des § 4 G 10 weiterverarbei-
tet werden.“ 

4. Art. 9 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Abs. 1 und wird wie folgt 
geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Im Satzteil vor Nr. 1 werden nach 
dem Wort „einsetzen“ die Wörter 
„ , um das nichtöffentlich gesproche-
ne Wort abzuhören und aufzuzeich-
nen sowie Lichtbilder und Bildauf-
zeichnungen herzustellen“ eingefügt. 

bbb) Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Sachen, deren Erhaltung im be-
sonderen öffentlichen Interesse 
geboten ist.“ 

bb) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 2 
und 3 ersetzt: 

„
2
Zur Vorbereitung und Durchführung der 

Maßnahme darf die Wohnung auch ohne 
Wissen des Inhabers und der Bewohner 
betreten werden, wenn dies ausdrücklich 
angeordnet wurde. 

3
§ 3 Abs. 2 Satz 1 

G 10 gilt entsprechend.“ 

b) Es wird folgender Abs. 2 angefügt: 

„(2) 
1
Die Maßnahme darf sich nur gegen 

eine Person richten, von der auf Grund tat-
sächlicher Anhaltspunkte anzunehmen ist, 
dass sie für die Gefahr verantwortlich ist (Ziel-
person), und nur in deren Wohnung durchge-
führt werden. 

2
In der Wohnung einer anderen 

Person ist die Maßnahme zulässig, wenn tat-
sächliche Anhaltspunkte vorliegen, dass 

1. die Zielperson sich dort zur Zeit der Maß-
nahme aufhält,  

2. sich dort für die Erforschung des Sachver-
halts relevante Informationen ergeben wer-
den und 

3. eine Maßnahme in der Räumlichkeit der 
Zielperson allein nicht zur Erforschung des 
Sachverhalts ausreicht.“ 

5. Art. 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 wird der Satzteil vor Nr. 1 wie folgt 
gefasst:  

„Auf informationstechnische Systeme, die der 
Betroffene in der berechtigten Erwartung von 

Vertraulichkeit als eigene nutzt und die seiner 
selbstbestimmten Verfügung unterliegen, darf 
das Landesamt nach Maßgabe des Art. 9 
Abs. 1 verdeckt mit technischen Mitteln nur 
zugreifen, um“. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nr. 1 wird das Wort „und“ gestri-
chen. 

bbb) In Nr. 2 wird der Punkt am Ende 
durch das Wort „und“ ersetzt. 

ccc) Es wird folgende Nr. 3 angefügt: 

„3. Daten, die den Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung betreffen, 
soweit technisch möglich nicht 
erhoben werden.“ 

bb) In Satz 3 wird das Wort „Kopierte“ durch 
das Wort „Erhobene“ ersetzt. 

c) Es wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) 
1
Die Maßnahme darf sich nur gegen 

die Zielperson richten und nur durch Zugriff 
auf deren informationstechnisches System 
durchgeführt werden. 

2
Der Zugriff auf informa-

tionstechnische Systeme anderer ist zulässig, 
wenn tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, 
dass 

1. die Zielperson deren informationstechni-
sches System benutzt oder benutzt hat,  

2. sich dadurch für die Abwehr der Gefahr re-
levante Informationen ergeben werden 
und 

3. ein Zugriff auf das informationstechnische 
System der Zielperson allein nicht zur Er-
forschung des Sachverhalts ausreicht.“ 

6. Art. 11 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 3 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3 und in Satz 2 
Halbsatz 1 wird die Angabe „Art. 9 Satz 1“ 
durch die Angabe „Art. 9 Abs. 1 Satz 1“ er-
setzt. 

c) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4 und in Satz 1 
Halbsatz 1 wird die Angabe „Abs. 1 bis 4“ 
durch die Angabe „Abs. 1 bis 3“ ersetzt. 

7. Art. 13 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Wortlaut wird Satz 1 und wird wie folgt 
geändert: 

aaa) Im Satzteil vor Nr. 1 werden die Wör-
ter „unter den Voraussetzungen des 
§ 3 G 10“ gestrichen. 
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bbb) Der Nr. 1 wird folgende Nr. 1 voran-
gestellt: 

„1. eine Telekommunikationsüberwa-
chung bereits angeordnet wurde 
oder zeitgleich angeordnet wird,“. 

ccc) Die bisherigen Nrn. 1 und 2 werden 
die Nrn. 2 und 3. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„
2
Zur Vorbereitung und Durchführung der 

Maßnahme darf die Wohnung des Betrof-
fenen auch ohne Wissen des Inhabers und 
der Bewohner betreten werden, wenn dies 
zuvor ausdrücklich angeordnet wurde.“ 

b) In Abs. 2 werden die Wörter „§§ 2, 3a bis 4, 
9 bis 13, 17 bis 20 G 10 sowie Art. 2“ durch 
die Wörter „§§ 2, 9 bis 13, 17 bis 20 G 10 so-
wie Art. 2“ ersetzt. 

8. Art. 15 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Satznummerierung ge-
strichen. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Satznummerierung ge-
strichen. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

9. Art. 17 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „4,“ wird gestrichen. 

bb) Nach der Angabe „§ 17 Abs. 3“ wird die 
Angabe „ , § 18“ eingefügt. 

b) In Abs. 3 Satz 1 und 2 wird jeweils nach der 
Angabe „Art. 15 Abs. 2“ die Angabe „Satz 1“ 
gestrichen. 

10. Nach Art. 19 wird folgender Art. 19a eingefügt: 

„Art. 19a 
Observationen 

(1) 
1
Das Landesamt darf außerhalb des 

Schutzbereichs von Art. 13 GG und Art. 106 
Abs. 3 der Verfassung eine Person durchgehend 
länger als 48 Stunden oder an mehr als drei Ta-
gen innerhalb einer Woche verdeckt auch mit 
technischen Mitteln planmäßig beobachten, ins-
besondere 

1. das nicht öffentlich gesprochene Wort abhören 
und aufzeichnen sowie 

2. Lichtbilder und Bildaufzeichnungen herstellen, 

wenn dies zur Aufklärung von Bestrebungen oder 
Tätigkeiten mit erheblicher Bedeutung erforderlich 
ist. 

2
Zur Durchführung der Maßnahme kann das 

Landesamt den Betreiber einer Videoüberwa-
chung nach § 4 Abs. 1 Satz 2 des Bundesdaten-

schutzgesetzes (BDSG) verpflichten, die Überwa-
chung auszuleiten und Aufzeichnungen zu über-
mitteln. 

(2) Die Maßnahme darf sich nur gegen eine 
Person richten, von der auf Grund tatsächlicher 
Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass  

1. sie an der Bestrebung oder Tätigkeit beteiligt 
ist, 

2. sie mit einer Person nach Nr. 1 in Kontakt 
steht und  

a) von der Bestrebung oder Tätigkeit Kennt-
nis hat oder 

b) die Person nach Nr. 1 sich ihrer zur Förde-
rung der Bestrebung oder Tätigkeit be-
dient 

und eine Maßnahme gegen die Person nach Nr. 1 
allein nicht zur Erforschung des Sachverhalts aus-
reicht. 

(3) 
1
Über die Anordnung entscheidet die Be-

hördenleitung oder ihre Vertretung. 
2
Bei Gefahr im 

Verzug kann die zuständige Sachgebietsleitung 
oder deren Vertretung die Anordnung treffen; die 
Entscheidung nach Satz 1 ist unverzüglich nach-
zuholen. 

3
§ 10 Abs. 2, 3, 5 und 6, § 17 Abs. 3 und 

§ 18 G 10 sind entsprechend anzuwenden. 
4
Dau-

ert die Maßnahme durchgehend länger als eine 
Woche oder findet sie an mehr als 14 Tagen in-
nerhalb eines Monats statt, gilt § 12 Abs. 1 und 3 
G 10 entsprechend.“ 

11. Art. 20 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Buchst. a werden die Wörter „und 
12 und“ durch die Angabe „ , 12 und 
19a,“ ersetzt. 

bbb) In Buchst. b wird der Punkt am Ende 
durch das Wort „und“ ersetzt. 

ccc) Es wird folgender Buchst. c angefügt: 

„c) Übermittlungen nach Art. 25 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, soweit 
die übermittelten Daten der Ver-
fügungsberechtigung des Lan-
desamts unterliegen.“ 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „und 16 Abs. 1“ 
durch die Angabe „ , 16 Abs. 1 und 
Art. 19a“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 Halbsatz 1 wird nach der Angabe 
„Art. 15 Abs. 2“ die Angabe „Satz 1“ gestri-
chen. 

12. Art. 21 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird aufgehoben. 

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 
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b) Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

(5) 
1
Unterlagen, die dem Hauptstaatsar-

chiv zur Übernahme anzubieten sind, dürfen 
nur noch zu Archivzwecken verarbeitet wer-
den. 

2
Sie dürfen erst gelöscht werden,  

1. wenn der gesamte Vorgang, dem sie zu-
geordnet sind, nach Abs. 1 Satz 1 zu lö-
schen ist und  

2. der Vorgang dem Hauptstaatsarchiv an-
geboten und von diesem nicht als archiv-
würdig übernommen worden ist oder über 
die Übernahme nicht fristgerecht ent-
schieden worden ist.  

3
Durch technische und organisatorische Maß-

nahmen ist sicherzustellen, dass Unterlagen 
im Sinne von Satz 1 nicht mehr für die in Art. 5 
Abs. 1 genannten Zwecke verarbeitet werden. 
4
Eine inhaltliche Kenntnisnahme darf nur 

durch einen Mitarbeiter des Hauptstaatsar-
chivs oder eine von ihm beauftragte Person 
erfolgen.“  

13. Art. 23 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1 wird das Wort „und“ am Ende durch 
ein Komma ersetzt. 

b) In Nr. 2 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort „und“ ersetzt. 

c) Es wird folgende Nr. 3 angefügt:  

„3. Daten, die zur Erfüllung der Aufgaben 
nicht mehr erforderlich sind und die aus-
schließlich für eine zukünftige Übergabe 
an das Hauptstaatsarchiv gespeichert 
sind.“ 

14. Art. 25 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Satzteil vor Nr. 1 werden nach den 
Wörtern „übermitteln, wenn“ die Wörter 
„tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, 
dass“ eingefügt. 

bb) Nr. 1 wird durch die folgenden Nrn. 1 und 2 
ersetzt: 

„1. zum Schutz der von Art. 3 umfassten 
Rechtsgüter oder sonst für Zwecke der 
öffentlichen Sicherheit, 

 2. für Zwecke der Strafverfolgung, der 
Strafvollstreckung, des Strafvollzugs 
und der Gnadenverfahren oder“. 

cc) Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3. 

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 

„(1a) Abs. 1 gilt entsprechend für die Über-
mittlung von Informationen an 

1. öffentliche und nicht-öffentliche Stellen in 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 

2. zwischen- und überstaatliche Stellen der 
Europäischen Union oder deren Mitglied-
staaten und 

3. öffentliche Stellen von Staaten, welche die 
Bestimmungen des Schengen-Besitzstan-
des auf Grund eines Assoziierungsüber-
einkommens mit der Europäischen Union 
über die Umsetzung, Anwendung und Ent-
wicklung des Schengen-Besitzstandes an-
wenden.“ 

c) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Dem Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter 
„ , wenn tatsächliche Anhaltspunkte vorlie-
gen, dass der Empfänger die Informatio-
nen benötigt“ angefügt. 

bb) Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. zum Schutz des Bestands oder der Si-
cherheit des Bundes oder eines Lan-
des oder von Leib, Leben, Gesundheit, 
Freiheit oder sexueller Selbstbestim-
mung einer Person oder Sachen, de-
ren Erhaltung im besonderen öffentli-
chen Interesse geboten ist,“. 

d) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Wortlaut wird Satz 1 und wird wie folgt 
geändert: 

aaa) In Nr. 2 werden nach dem Wort 
„wenn“ die Wörter „tatsächliche An-
haltspunkte vorliegen, dass“ einge-
fügt. 

bbb) In Nr. 3 Halbsatz 1 werden nach dem 
Wort „wenn“ die Wörter „tatsächliche 
Anhaltspunkte vorliegen, dass“ ein-
gefügt. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„
2
Die Übermittlung hat zu unterbleiben, 

wenn im Einzelfall ein datenschutzrecht-
lich angemessener und die elementaren 
Menschenrechte wahrender Umgang mit 
den Daten beim Empfänger nicht hinrei-
chend gesichert ist.“ 

e) Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„
1
Art. 8b Abs. 2 und 3 bleibt unberührt.“ 

15. In Art. 27 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden die Wörter 
„von bedeutendem Wert“ gestrichen. 

16. Art. 28 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „§§ 2, 5 bis 7,“ wird die An-
gabe „23 Abs. 1 Nr. 6, §§“ eingefügt. 

b) Die Wörter „des Bundesdatenschutzgesetzes“ 
werden durch die Angabe „BDSG“ ersetzt. 

 

§ 2 
Einschränkung von Grundrechten 

Durch § 1 werden die Grundrechte der Versamm-
lungsfreiheit (Art. 8 Abs. 1 des Grundgesetzes, 
Art. 113 der Verfassung), auf Unverletzlichkeit der 
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Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes, Art. 106 Abs. 3 
der Verfassung) und das Brief-, Post- und Fernmelde-
geheimnis (Art. 10 des Grundgesetzes, Art. 112 der 
Verfassung) eingeschränkt. 

 

§ 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am …………………… in Kraft.
1
 

 

 

 

 

Begründung: 

A. Allgemeines 

I. Anlass und Zielsetzung 

1. Die Novelle des Bayerischen Verfassungsschutz-
gesetzes (BayVSG) vom 12.07.2016 (GVBl. S. 145) 
ist am 01.08.2016 in Kraft getreten. Am 20.04.2016, 
während des laufenden Gesetzgebungsverfah-
rens und kurz vor der von den Ausschüssen für 
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 
und für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
des Landtags am 27.04.2016 gemeinsam zur No-
velle durchgeführten Anhörung von Sachverstän-
digen, verkündete das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) das Urteil zum Bundeskriminalamtgesetz 
(BKAG), in welchem der Erste Senat über die Ver-
fassungsmäßigkeit der im Jahre 2009 in das 
BKAG eingefügten polizeilichen Befugnisse des 
Bundeskriminalamts zum Einsatz von heimlichen 
Überwachungsmaßnahmen für die Abwehr von 
Gefahren des internationalen Terrorismus ent-
schied und eine lange Rechtsprechung zu einzel-
nen Fragen dieses Themenkomplexes zusam-
menführte (BVerfGE 141, 220 ff.).  

a) In diesem Urteil befand der Erste Senat, dass die 
Ermächtigung des Bundeskriminalamts zum Ein-
satz von heimlichen Überwachungsmaßnahmen 
zwar im Grundsatz mit den Grundrechten des 
Grundgesetzes vereinbar sei, die konkrete gesetz-
liche Ausgestaltung der Befugnisse genüge aber 
in verschiedener Hinsicht nicht dem Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz. Der Erste Senat beanstan-
dete sowohl die Voraussetzungen für die Durch-
führung solcher Maßnahmen als auch die Frage 
der Übermittlung der Daten zu anderen Zwecken 
an dritte Behörden sowie die Weiterleitung von 
Daten an ausländische Behörden. Die Vorausset-
zungen für die Durchführung der Maßnahmen sei-
en teilweise zu unbestimmt und zu weit formuliert, 

                                                           

1
 Der Zeitpunkt muss nach Inkrafttreten des neuen Bayerischen 
Datenschutzgesetzes (Drs. 17/19628) liegen, da sich dieses Än-
derungsgesetz auf die Fassung des BayVSG in der durch das 
Bayerische Datenschutzgesetz geänderten Fassung bezieht. 

es fehle zum Teil an flankierenden rechtsstaatli-
chen Absicherungen, vor allem zum Schutz des 
Kernbereichs privater Lebensgestaltung oder zur 
Gewährleistung von Transparenz, individuellem 
Rechtsschutz und aufsichtlicher Kontrolle. Beson-
ders strenge Anforderungen formulierte der Erste 
Senat für die Befugnisse zur verdeckten Wohn-
raumüberwachung und zur Online-Durchsuchung, 
da diese besonders tief in die Privatsphäre ein-
drängen. 

b) Ob und inwieweit die im BKAG-Urteil formulierten 
verfassungsgerichtlichen Anforderungen an heim-
liche Überwachungsmaßnahmen unmodifiziert auf 
die Nachrichtendienste übertragbar sind, konnte 
seitens der zur Novelle 2016 angehörten Sach-
verständigen in der Kürze der damals zwischen 
Urteilsverkündung und Anhörung verbleibenden 
Zeit nicht abschließend geprüft werden. Es be-
stand allerdings Einigkeit, dass das BKAG-Urteil 
auf die Tätigkeit des BKA als Polizeibehörde zu-
geschnitten sei und daher nicht ohne Weiteres auf 
das Recht der Nachrichtendienste übertragen 
werden könne (vgl. auch die Gutachten der Sach-
verständigen Prof. Dr. Lindner vom 18.04.2016, 
S. 1 f.; Dr. Löffelmann vom 22.04.2016, S. 1; Prof. 
Dr. Wollenschläger vom 25.04.2016, S. 5). Da 
aber der Erste Senat mit dem BKAG-Urteil er-
kennbar den Ansatz einer systembildenden Leit-
entscheidung verfolgte, mit der vorausgegangene 
Rechtsprechung teils ausdrücklich korrigiert und 
insgesamt konsolidiert wurde (vgl. BVerfGE 141, 
220 Rn. 292), war bereits damals erkennbar, dass 
gewisse Vorgaben, die das BVerfG im BKAG-Ur-
teil aus dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz für 
den Gesetzgeber im Bereich des Polizeirechts ab-
geleitet hatte, für das Recht der Nachrichtendiens-
te nicht ohne Bedeutung bleiben können. Welche 
Vorgaben dies im konkreten sind, in welchem Um-
fang und in welcher Form diese übertragbar sind, 
bedurfte jedoch noch näherer rechtlicher Prüfung. 
Auf Grund der Zielsetzung der Novelle von 2016, 
im Interesse einer effektiven und engen Zusam-
menarbeit der Sicherheitsbehörden von Bund und 
Ländern möglichst einheitliche Rechtsstandards 
zu etablieren und das bayerische Verfassungs-
schutzrecht stärker mit Bundesrecht zu synchroni-
sieren, war zunächst beabsichtigt, abzuwarten, 
welche Änderungen der Bundesgesetzgeber vor-
nehmen würde. Zudem würden Änderungen des 
Bundesrechts aufgrund der zahlreichen dynami-
schen Verweisungen hierauf in der Novelle von 
2016 unmittelbare Geltung im bayerischen Lan-
desrecht entfalten, ohne dass es eines eigenen 
Änderungsgesetzes seitens des Landesgesetzge-
bers bedürfte. 

Der im Nachgang zur Sachverständigenanhörung 
von der CSU-Landtagsfraktion am 01.06.2016 ein-
gebrachte Änderungsantrag (Drs. 17/11609) be-
schränkte sich daher zunächst – neben dem Auf-
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greifen von Verbesserungsvorschlägen der Sach-
verständigen – ausdrücklich auf punktuelle Ände-
rungen bezüglich einzelner Aussagen des BKAG-
Urteils, die bereits damals als allgemeingültig an-
gesehen wurden. 

c) Die Bedeutung der im BKAG-Urteil formulierten 
verfassungsgerichtlichen Anforderungen für das 
Recht der Nachrichtendienste ist bis heute höchst-
richterlich nicht geklärt und auch in der Literatur 
umstritten (vgl. Gärditz, EuGRZ 2018, 6 ff.; Siems, 
NWVBl. 2018, 1 ff.). Das BVerfG selbst hat in dem 
die verfassungsrechtlichen Anforderungen an Be-
fugnisnormen zur heimlichen Überwachung be-
treffenden Teil des BKAG-Urteils zwar über den 
konkreten Streitgegenstand, die präventiv-polizei-
lichen Befugnisse des Bundeskriminalamts zur 
Terrorismusbekämpfung, hinaus von „Polizeibe-
hörden“, an keiner Stelle aber von „Nachrichten-
diensten“ gesprochen.  

Der wesentliche und für die Frage der uneinge-
schränkten Übertragung der im BKAG-Urteil auf-
gestellten Grundsätze auf Nachrichtendienste ent-
scheidende Unterschied zwischen Polizei und 
Nachrichtendiensten besteht darin, dass den 
Nachrichtendiensten in Deutschland keine Befug-
nisse zu exekutiv-polizeilichem Tätigwerden zu-
stehen (§ 8 Abs. 3 Bundesverfassungsschutzge-
setz – BVerfSchG; § 4 Abs. 2 Gesetz über den Mi-
litärischen Abschirmdienst – MADG; § 2 Abs. 3 
Gesetz über den Bundesnachrichtendienst – 
BNDG; in Bayern Art. 5 Abs. 2 BayVSG). Ähnlich 
wie der britische Inlandsnachrichtendienst MI 5 
(Military Intelligence Section 5; heute Security 
Service), dem der deutsche Verfassungsschutz 
nach dem Zweiten Weltkrieg nachgebildet wurde, 
werden die Verfassungsschutzbehörden als ana-
lytische Informationsdienstleister für gefahrenin-
tervenierende Sicherheitsbehörden wie die Polizei 
tätig. Ihnen obliegt es, Erkenntnisse über Bestre-
bungen und Tätigkeiten, die gegen die Existenz-
grundlagen des Staates gerichtet sind, unabhän-
gig von konkreten Gefahren im Vorfeld zu sam-
meln, zu analysieren und so zu verdichten, dass 
sie schließlich an die Polizei oder andere mit exe-
kutiven Befugnissen ausgestattete Behörden 
übermittelt werden können, damit diese die erfor-
derlichen Maßnahmen zur Intervention ergreifen 
und die Realisierung der konkretisierten Gefahr 
verhindern können. Die Verfassungsschutzbehör-
den als Inlandsnachrichtendienste sind damit Aus-
druck der Grundentscheidung des Grundgesetzes 
für eine wehrhafte Demokratie, des Selbstbehaup-
tungswillens des Rechtsstaates und folglich Be-
standteil des Sicherheitssystems der Bundesre-
publik Deutschland (BVerfG, Beschluss vom 
13.06.2017 – 2 BvE 1/15 – Rn. 110; Beschluss 
vom 13.10.2016 – 2 BvE 2/15 – Rn. 126). 

Demgegenüber vereinen Polizeibehörden in sich 
informationelle und operativ-polizeiliche Eingriffs-
befugnisse. Sie können aufgrund der erhobenen 
Informationen somit unmittelbar Folgeeingriffe 
durchführen. Aufgrund des unmittelbaren Risikos 
von Folgemaßnahmen gegen die jeweiligen Be-
troffenen sind an die grundrechtliche Rechtferti-
gung polizeilicher Befugnisse zur Datenerhebung 
höhere und damit andere Anforderungen zu stel-
len als dies bei Nachrichtendiensten der Fall ist 
(vgl. BVerfGE 130, 151/206; 100, 313/383). Die 
Kumulation von Datenerhebung und operativ-poli-
zeilicher Zugriffsmöglichkeit in derselben Behörde 
verleiht der Datenerhebung eine erhöhte Eingriffs-
intensität, da mit den – zumal verdeckt erhobenen 
– Informationen zugleich und unmittelbar die Mög-
lichkeit eines operativ-polizeilichen Zugriffs im 
Raum steht, etwa in der Modalität einer Durchsu-
chung, Beschlagnahme oder Ingewahrsamnahme. 
Bei den Verfassungsschutzbehörden verhält es 
sich grundlegend anders. Diese verfügen gerade 
nicht über operativ-polizeiliche Befugnisse – das 
kumulierte Grundrechtsgefährdungspotenzial be-
steht mithin nicht. Folgeeingriffe können erst nach 
der an eigene materielle Voraussetzungen ge-
knüpften Übermittlung und damit nach einem ei-
genständigen Verfahrensschritt aufgrund einer 
selbstständigen Entscheidung durch die empfan-
gende (Polizei-)Behörde erfolgen. Aus diesem 
Grund ist es sachlich nicht gerechtfertigt, das 
BKAG-Urteil des BVerfG vollumfänglich und undif-
ferenziert auf das Bayerische Verfassungsschutz-
gesetz zu übertragen. 

Dieser Logik folgend hat das BVerfG in seinem 
Urteil zum Antiterrordateigesetz (ATDG) aus dem 
Jahr 2013 ausführlich dargelegt, dass die Rechts-
ordnung zwischen einer grundsätzlich offen arbei-
tenden Polizei, die auf eine operative Aufgaben-
wahrnehmung ausgerichtet und von detaillierten 
Rechtsgrundlagen angeleitet sei, und den grund-
sätzlich verdeckt arbeitenden Nachrichtendiensten 
unterscheide, die auf die Beobachtung und Auf-
klärung im Vorfeld beschränkt seien und sich des-
wegen auf weniger ausdifferenzierte Rechtsgrund-
lagen stützen können (BVerfGE 133, 277 Rn. 122). 

d) Ausgehend von diesen Prämissen spricht viel 
dafür, dem Urteil lediglich systemübergreifende 
Leitlinien zu entnehmen, die als verfassungsrecht-
liche Richtungsvorgaben bei der Gesetzgebung 
zu berücksichtigen sind, und die Vorgaben des 
BKAG-Urteils nicht unmodifiziert auf das Recht 
der Nachrichtendienste zu übertragen.  

Daraus ergeben sich folgende Konsequenzen:  

─ Auch im nachrichtendienstlichen Tätigkeitsbe-
reich beansprucht der Kernbereich privater 
Lebensgestaltung gegenüber allen Überwa-
chungsmaßnahmen Beachtung und bedarf je-
denfalls bei Befugnissen, die typischerweise 
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zur Erhebung kernbereichsrelevanter Daten 
führen, einer normenklaren Gewährleistung 
durch den Gesetzgeber (vgl. BVerfGE 141, 
220 Rn. 123). 

─ Differenzierungen hinsichtlich des Kreises be-
sonders geschützter Berufsgeheimnisträger 
sind nach ähnlichen Grundsätzen wie bei poli-
zeilichen Informationserhebungen vorzuneh-
men (vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 131 ff.). 

─ Ebenso wie die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten durch die Polizei richten sich 
auch die weitere Nutzung und Übermittlung 
der von Nachrichtendiensten erhobenen In-
formationen nach dem Grundsatz der Zweck-
bindung (vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 276 ff.). 
Eine Nutzung von personenbezogenen Daten 
über den konkreten Anlass und rechtfertigen-
den Grund einer Datenerhebung hinaus be-
dürfen einer gesetzlichen Rechtsgrundlage 
(vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 277). Die Zulas-
sung von Zweckänderungen muss sich am 
Kriterium der hypothetischen Datenneuerhe-
bung orientieren, d. h. der ursprüngliche und 
der geänderte Verwendungszweck müssen 
verfassungsrechtlich ein vergleichbares Ge-
wicht aufweisen, ohne dass allerdings die Ge-
fahrenlage bzw. der Tatverdacht hinsichtlich 
des Konkretisierungsgrades identisch sein 
muss – ausreichend ist bereits ein konkreter 
Ermittlungsansatz (vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 
286 ff.). Weiter reicht die Zweckbindung nur 
für Daten aus Wohnraumüberwachungen und 
Online-Datenerhebungen, deren weitere Nut-
zung stets einen mit den Erhebungsvoraus-
setzungen vergleichbaren Gefahrengrad er-
fordern (vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 283). 

─ Beim Einsatz technischer Mittel außerhalb von 
Wohnungen und einer länger andauernden 
planmäßigen Observation gilt eine erhöhte 
Eingriffsschwelle (vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 
154 f.). 

─ Nicht in jeder Hinsicht vergleichbar sind jeden-
falls die Anforderungen an Transparenz, indi-
viduellen Rechtsschutz und aufsichtliche Kon-
trolle (vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 134 ff.). Die 
Arbeit der Nachrichtendienste erfolgt natur-
gemäß grundsätzlich verdeckt und unterliegt 
besonderen Regeln, etwa der in der Zusam-
menarbeit mit ausländischen Diensten einzu-
haltenden Third-Party-Rule, nach der ausge-
tauschte Informationen ohne Zustimmung des 
Informationsgebers nicht an Dritte weiterge-
geben oder für andere Zwecke verwendet 
werden dürfen (vgl. BVerfGE 143, 101 Rn. 
162 ff.). Das nachrichtenspezifische Geheim-
haltungsinteresse hat Verfassungsrang und 
wird in Art. 10 Abs. 2 Satz 2 und Art. 45d GG 
ausdrücklich anerkannt. Daher kann es bei-
spielsweise verfassungsrechtlich gerechtfertigt 

sein, dass sogar dem zur Geheimhaltung ver-
pflichteten Parlamentarischen Kontrollgremi-
um bestimmte Informationen vorenthalten 
werden (vgl. BVerfG NVwZ 2017, 1364 Rn. 
119 ff.). Im Übrigen nimmt das BVerfG im 
BKAG-Urteil Bezug auf die Richtlinie (EU) 
2016/680 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz na-
türlicher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten durch die zuständigen 
Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermitt-
lung, Aufdeckung oder Verfolgung von Strafta-
ten oder der Strafvollstreckung sowie zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung des 
Rahmenbeschlusses 2008/977/JI (ABl. L 119 
vom 04.05.2016, S. 89) (vgl. BVerfGE 141, 
220 Rn. 134, 138). Diese Richtlinie findet je-
doch keine Anwendung auf das Recht der 
Nachrichtendienste, da die nationale Sicher-
heit in der alleinigen Verantwortung der Mit-
gliedstaaten verblieben ist (Art. 4 Abs. 2 Satz 3 
EU-Vertrag, Art. 2 Abs. 3 Buchst. a Richtlinie 
(EU) 2016/680). Eine Transformation unions-
rechtlich vorgegebener Standards in das nati-
onale Recht der Nachrichtendienste ist des-
halb nicht geboten. 

2. Die Ständige Konferenz der Innenminister und  
-senatoren der Länder (IMK) hat in ihrer 207. Sit-
zung am 07. und 08.12.2017 über einen „harmo-
nisierten Rechtsrahmen mit wirksamen Befugnis-
sen“, der zuvor von der Arbeitsgruppe des AK IV 
„Harmonisierung wirksamer Verfassungsschutz-
befugnisse in Bund und Ländern“ unter Federfüh-
rung des Bundesministeriums des Innern entwi-
ckelt worden ist, Beschluss gefasst (TOP 29). Da-
nach zeigt der dem Beschluss zugrunde liegende 
Bericht des Bundes und der Länder gesetzgeberi-
sche Optionen für den Bereich der Aufklärung ext-
remistischer und terroristischer Bestrebungen auf. 
Die IMK empfiehlt Bund und Ländern, den Bericht 
in Überlegungen zur Novellierung ihrer Verfas-
sungsschutzgesetze einzubeziehen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs 

Über die bereits im Änderungsantrag vom 01.06.2016 
(Drs. 17/11609) gezogenen Konsequenzen hinaus 
nimmt der Gesetzentwurf nach den o. g. Leitlinien 
weitere Anpassungen vor. Gleichzeitig greift er Rege-
lungsideen des harmonisierten Rechtsrahmens der 
IMK auf.  

Im Einzelnen: 

─ Im Hinblick auf die Gewährleistung einer daten-
schutzrechtlichen Kontrolle werden die in Art. 7 
Abs. 2 enthaltenen Fristen so angepasst, dass ih-
re Verfügbarkeit im Rahmen der datenschutz-
rechtlichen Kontrolle, die alle zwei Jahre stattfin-
det, gewährleistet ist. 

─ Im neuen Art. 8a wird eine allgemein und grund-
sätzlich für alle nachrichtendienstlichen Mittel gel-
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tende Regelung zum Kernbereichs- und Berufsge-
heimnisträgerschutz geschaffen. Dabei werden 
Rechtsanwälte und Kammerrechtsbeistände den 
Strafverteidigern gleichgestellt. 

─ Ferner wird als neuer Art. 8b der allgemeine 
Grundsatz der Zweckbindung gesetzlich normiert, 
der prinzipiell bei jeder zweckändernden Weiter-
verarbeitung von Daten, die mit nachrichtendienst-
lichen Mitteln gewonnen wurden, durch das Lan-
desamt für Verfassungsschutz zu beachten ist. Be-
reits existierende besondere Zweckbindungen hin-
sichtlich personenbezogener Daten aus Wohn-
raumüberwachungen, Online-Datenerhebungen 
und den Auskunftsersuchen gemäß Art. 15 Abs. 2 
und 3 sowie Art. 16 werden im Interesse einer 
normenklaren Systematik in Art. 8b an einer zent-
ralen Stelle zusammengezogen. 

─ Die gesetzliche Befugnis zur Wohnraumüberwa-
chung wird in mehrfacher Hinsicht modifiziert: So 
erfolgt eine ausdrückliche Differenzierung zwi-
schen akustischer und optischer Wohnraumüber-
wachung. Aufgenommen wird auch ein – die vor-
herige richterliche Anordnung voraussetzendes – 
Betretungsrecht zur Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Maßnahme. Außerdem erfolgt eine maß-
nahmespezifische Konkretisierung des Adressa-
tenkreises dahingehend, dass die Maßnahme 
primär in der Wohnung der Zielperson zu erfolgen 
hat und in Wohnungen anderer Personen nur 
subsidiär unter erhöhten Anforderungen durchge-
führt werden darf. 

─ Aufgrund des im Gesetz angelegten Gleichlaufs 
gelten die Eingriffsvoraussetzungen der Wohn-
raumüberwachung auch für die Online-Datener-
hebung. Der Adressatenkreis bedarf allerdings ei-
ner maßnahmespezifischen Ausgestaltung. 

─ Die in Art. 15 Abs. 2 Satz 2 für Auskunftsersuchen 
im Schutzbereich von Art. 10 GG und Art. 112 BV 
normierte erhöhte Eingriffsschwelle ist verfas-
sungsrechtlich nicht geboten und wird im Einklang 
mit dem harmonisierten Rechtsrahmen der IMK 
gestrichen.  

─ Es wird ein neuer Art. 19a eingeführt, der länger 
andauernde Observationen und den Einsatz tech-
nischer Mittel zum Abhören und Aufzeichnen des 
nichtöffentlich gesprochenen Wortes oder zum 
Anfertigen von Bildaufnahmen außerhalb des 
Schutzbereichs von Art. 13 GG und Art. 106 
Abs. 3 der Verfassung (BV) nur unter der materiel-
len Voraussetzung zulässt, dass dies zur Aufklä-
rung von Bestrebungen mit erheblicher Bedeutung 
erforderlich ist. In formeller Hinsicht ist die vorhe-
rige Anordnung durch die Amtsleitung oder ihre 
Vertretung und eine regelmäßige parlamentari-
sche Kontrolle erforderlich (Art. 20 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 Buchst. c und Satz 2). 

─ Die Übermittlungsvorschriften werden mit Blick auf 
den Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhe-

bung dahingehend konkretisiert, dass jeweils für 
die in der Übermittlung liegende Zweckänderung 
tatsächliche Anhaltspunkte im Sinne eines konkre-
ten Ermittlungsansatzes vorliegen müssen. Ferner 
wird sichergestellt, dass bei Übermittlungen ins 
Ausland ein hinreichender rechtsstaatlicher Um-
gang mit den Daten im Empfängerstaat zu erwar-
ten ist. Über Auslandsübermittlungen an Drittstaa-
ten ist zudem künftig dem Parlamentarischen 
Kontrollgremium jährlich zu berichten. 

 

B. Zwingende Notwendigkeit einer normativen Re-
gelung 

Soweit der Gesetzentwurf Leitlinien aus der Recht-
sprechung des BVerfG umsetzt, handelt es sich um 
zwingende Vorgaben aus höherrangigem Recht. Das 
gleichzeitige Aufgreifen von Regelungsimpulsen des 
harmonisierten Rechtsrahmens der IMK ist im Inte-
resse einer stärkeren Vereinheitlichung der gesetzli-
chen Grundlagen von Bund und Ländern im Verfas-
sungsschutzverbund zweckmäßig. Die stärkere Har-
monisierung mit Bundesrecht gehörte zu den zentra-
len Zielen der Novelle des Bayerischen Verfassungs-
schutzgesetzes von 2016 (vgl. Drs. 17/10014 S. 14; 
17/11609 S. 18 f.). Anhand dieser Zielsetzung ist das 
Gesetz konsequent weiterzuentwickeln. Der von der 
IMK entwickelte harmonisierte Rechtsrahmen enthält 
insoweit wesentliche Richtungsvorgaben, die inner-
halb des Verfassungsschutzverbundes weitestgehend 
konsensfähig sind. 

 

C. Zu den Vorschriften im Einzelnen 

Zu § 1 (Änderung des Bayerischen Verfassungs-
schutzgesetzes) 

Zu Nr. 1 (Art. 7 Abs. 2 Satz 2) 

Nach der Rechtsprechung des BVerfG setzt die Ver-
hältnismäßigkeit von heimlichen Überwachungsmaß-
nahmen voraus, dass der Gesetzgeber eine effektive 
aufsichtliche Kontrolle gewährleistet (BVerfGE 141, 
220 Rn. 140 f., 205, 246, 272). Dazu gehöre es, die 
Frist zur Aufbewahrung derjenigen Daten, die der auf-
sichtlichen Kontrolle dienen, so lange zu bemessen, 
dass sie im Rahmen der nächsten anstehenden Kon-
trolle durch den Landesbeauftragten für Datenschutz 
noch vorliegen. Demgemäß wird in Art. 7 Abs. 2 
Satz 2 nun eine Höchstfrist für die Aufbewahrung von 
drei Jahren festgelegt. Eine Löschung erfolgt dadurch 
nicht vor Abschluss der nach Art. 28 Abs. 2 (in der 
Fassung des Art. 39b Abs. 1 Nr. 13 des derzeit im 
Gesetzgebungsverfahren befindlichen Gesetzentwurfs 
der Staatsregierung für ein Bayerisches Datenschutz-
gesetz, Drs. 17/19628) im zweijährigen Turnus durch-
zuführenden Datenschutzkontrolle. Nach Abschluss 
der Kontrolle sind die Daten zu löschen, es sei denn 
dass besondere Gründe der Geheimhaltung oder des 
Geheimschutzes eine längere Frist gebieten. Letzte-
res entspricht der geltenden Rechtslage. 
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Zu Nr. 2 (Art. 8) 

Die Streichung in Abs. 2 ist eine Folgeänderung zum 
neuen Art. 8a. Da der Kernbereichsschutz nach 
Art. 8a des Entwurfs künftig allgemein gelten soll, be-
darf es der in Abs. 2 verpflichtend vorgegebenen nä-
heren Regelung in der Dienstvorschrift über nachrich-
tendienstliche Mittel nicht mehr. 

 

Zu Nr. 3 (Art. 8a und Art. 8b) 

Der neu eingefügte Art. 8a enthält eine allgemeine 
Regelung zum Schutz des Kernbereichs privater Le-
bensführung und der Berufsgeheimnisträger im Rah-
men des Einsatzes nachrichtendienstlicher Mittel. Der 
harmonisierte Rechtsrahmen der IMK sieht gleichfalls 
eine allgemein gültige Klausel für den Kernbereichs- 
und Berufsgeheimnisträgerschutz vor. 

Nach der Rechtsprechung des BVerfG beansprucht 
der Kernbereich privater Lebensgestaltung gegenüber 
allen Überwachungsmaßnahmen Beachtung, weshalb 
der Gesetzgeber Regelungen schaffen müsse, die 
einen wirksamen Schutz normenklar gewährleisten 
(BVerfGE 141, 220 Rn. 123 m.w.N.). Auch wenn das 
BVerfG im BKAG-Urteil eine eigene gesetzliche Rege-
lung nur für „verletzungsgeneigte Befugnisse“ gefor-
dert hat, die „typischerweise zur Erhebung kernbe-
reichsrelevanter Daten führen“, und die Maßstäbe des 
BKAG-Urteils nicht unmittelbar auf das Recht der 
Nachrichtendienste übertragbar sind, soll nun in 
Abs. 1 eine allgemeine Regelung für alle nachrichten-
dienstlichen Mittel geschaffen werden. Diese gilt für 
die allgemeinen nachrichtendienstlichen Mittel i. S. v. 
Art. 8 Abs. 1 Satz 1 ebenso wie für die besonderen 
nachrichtendienstlichen Mittel gemäß Art. 9 bis 19, so-
weit nicht spezielle Regelungen getroffen sind. Solche 
vorrangigen Regelungen sind bei der Online-Daten-
erhebung in Art. 10 Abs. 2 Nr. 3, der Telekommunika-
tionsüberwachung in § 4 Abs. 4 G 10 sowie bei Aus-
kunftsersuchen nach Art. 15 Abs. 2 und 3 und Art. 16 
durch den Verweis im neuen Art. 8b Abs. 3 (derzeit 
Art. 17 Abs. 2 Satz 1) auf § 4 Abs. 4 G 10 vorgese-
hen. 

Der Gesetzgeber ist nach Ansicht des BVerfG nicht 
verpflichtet, bestimmte Personengruppen von Über-
wachungsmaßnahmen von vornherein auszunehmen 
(BVerfGE 141, 220 Rn. 132). Gleichwohl wird nun in 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 2 auch eine allgemeine 
Regelung zum Schutz von Berufsgeheimnisträgern 
eingeführt, die bei allen nachrichtendienstlichen Mit-
teln zu beachten ist. Schon im Rahmen des Gesetz-
gebungsverfahrens zur Novellierung des Bayerischen 
Verfassungsschutzgesetzes 2016 war darauf hinge-
wiesen worden (Drs. 17/11609 S. 19), dass die in § 3b 
G 10 vorgenommene Differenzierung zwischen Straf-
verteidigern und sonstigen Rechtsanwälten, die im 
Wege der dynamischen Verweisung zugrunde gelegt 
wurde, nicht sachgerecht ist. Angesichts dessen, dass 
eine bundesgesetzliche Änderung derzeit noch nicht 
absehbar ist, erfolgt nun eine eigene landesrechtliche 

Regelung, durch die Rechtsanwälte und Kammer-
rechtsbeistände den Strafverteidigern gleichgestellt 
werden. 

Nach Abs. 1 Satz 2 ist die Maßnahme zu unterbre-
chen, wenn eine hinreichende Wahrscheinlichkeit für 
relevante Inhalte im Sinne des Satzes 1 besteht und 
für eingesetzte Mitarbeiter keine Gefährdung oder 
Enttarnung droht. Bei Zweifeln über deren Vorliegen 
oder die Dauer ihres Vorliegens darf nach Abs. 1 
Satz 3 die Maßnahme nur in Form einer ausschließli-
chen automatischen Aufzeichnung durch- oder fortge-
führt werden (BVerfGE 141, 220 Rn. 239 ff.), sofern 
eine solche Möglichkeit besteht. Eventuell aus dem 
Kernbereich privater Lebensgestaltung erhobene Er-
kenntnisse dürfen nicht verarbeitet werden und sind 
zu löschen (vgl. Art. 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1). Bei Zwei-
feln über das Vorliegen der Voraussetzungen des 
Satz 1 ist aufgrund des Verweises in Satz 5 auf § 3a 
Satz 4 bis 7 G 10 die vorherige Entscheidung der 
G 10-Kommission einzuholen. Dabei ergibt sich be-
reits aus dem Wortlaut, der insoweit keine Einschrän-
kung vornimmt, dass die Daten vollständig vorzulegen 
sind. Zugleich folgt aus dem Sinn und Zweck der Vor-
abkontrolle, dass die Daten der G 10-Kommission 
nach Möglichkeit ohne vorherige Kenntnisnahme 
durch Mitarbeiter des Landesamts für Verfassungs-
schutz vorzulegen sind. Aus der Verweisung ausge-
nommen sind die Regelungen zur Dokumentation und 
Löschung gemäß § 3a Satz 9 bis 12 G 10. Hinsichtlich 
der Dokumentation ist bereits in Art. 7 eine dem Er-
fordernis einer effektiven datenschutzrechtlichen Kon-
trolle entsprechende allgemeine Regelung vorgese-
hen. Die Pflicht zur sofortigen Löschung der Daten, 
die wegen ihres Kernbereichsbezugs nicht verarbeitet 
werden dürfen, ergibt sich aus Art. 21 Abs. 1 Nr. 1. 

Abs. 2 entspricht inhaltlich dem § 3b Abs. 2 Satz 2 
G 10 und damit einem bundeseinheitlichen Standard. 
Im Unterschied zu § 3b Abs. 2 G 10 sind Rechtsan-
wälte den Verteidigern gleichgestellt und unterfallen 
der Schutzvorschrift nach Abs. 1. 

Der neue Art. 8b stellt den zentralen Grundsatz der 
Zweckbindung als allgemeine Norm voran, die für je-
de Verarbeitung von personenbezogenen Daten, die 
mit nachrichtendienstlichen Mitteln gewonnen wurden, 
zu beachten ist. Das BVerfG hat insoweit ausgeführt 
(vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 281 ff.), dass es nicht von 
vornherein dem Gebot einer dem ursprünglichen Er-
hebungszweck entsprechenden Verwendung wider-
spreche, wenn die weitere Nutzung solcher Daten bei 
Wahrnehmung derselben Aufgabe auch unabhängig 
von weiteren gesetzlichen Voraussetzungen als blo-
ßer Spurenansatz erlaubt wird. Es komme demnach 
darauf an, dass die erhebungsberechtigte Behörde 
die Daten im selben Aufgabenkreis zum Schutz der-
selben Rechtsgüter und zur Verfolgung oder Verhü-
tung derselben Straftaten nutzt, wie es die jeweilige 
Datenerhebungsvorschrift erlaubt. Hinsichtlich der 
Nutzung der Daten zu anderen Zwecken als denen 
der ursprünglichen Datenerhebung komme es darauf 
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an, ob die entsprechenden Daten nach verfassungs-
rechtlichen Maßstäben neu auch für den geänderten 
Zweck mit vergleichbar schwerwiegenden Mitteln er-
hoben werden dürften (Kriterium der hypothetischen 
Datenneuerhebung). Dies gelte allerdings nicht sche-
matisch abschließend und schließe die Berücksichti-
gung weiterer Gesichtspunkte nicht aus. So stehe die 
Tatsache, dass die Zielbehörde bestimmte Datener-
hebungen, zu denen die Ausgangsbehörde berechtigt 
ist, ihrerseits wegen ihres Aufgabenspektrums nicht 
vornehmen darf, einem Datenaustausch nicht prinzi-
piell entgegen. Auch könnten Gesichtspunkte der Ver-
einfachung und der Praktikabilität bei der Schaffung 
von Übermittlungsvorschriften es rechtfertigen, dass 
nicht alle Einzelanforderungen, die für die Datenerhe-
bung erforderlich sind, in gleicher Detailliertheit für die 
Übermittlung der Daten gelten. Nicht in jedem Fall 
identisch seien die Voraussetzungen einer Zweckän-
derung mit denen einer Datenerhebung hinsichtlich 
des erforderlichen Konkretisierungsgrads der Gefah-
renlage oder des Tatverdachts. Verfassungsrechtlich 
geboten, aber regelmäßig auch ausreichend, sei in-
soweit, dass sich aus den Daten – sei es aus ihnen 
selbst, sei es in Verbindung mit weiteren Kenntnissen 
der Behörde – ein konkreter Ermittlungsansatz ergibt. 

Abs. 1 überträgt diese Grundsätze auf den Aufgaben-
bereich des Verfassungsschutzes. Sämtliche der in 
Art. 5 Abs. 1 Satz 1 genannten Zwecke liegen nach 
Art. 3 im selben Aufgabenspektrum und haben ver-
fassungsrechtlich ein vergleichbares Gewicht. Inner-
halb der in Art. 5 Abs. 1 Satz 1 genannten Zwecke 
sind daher Zweckänderungen ohne Weiteres möglich; 
für die zweckändernde Weiterverarbeitung genügen 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass die Daten für 
den neuen Zweck geeignet sind. Auf die in der jewei-
ligen Erhebungsbefugnis vorausgesetzte Gefahrenla-
ge kommt es nicht an. Demgemäß können gemäß 
Satz 1 personenbezogene Daten, die für einen be-
stimmten Erhebungszweck im Sinne von Art. 5 Abs. 1 
Satz 1 erhoben wurden, für jeden anderen der in 
Art. 5 Abs. 1 Satz 1 genannten Zwecke als Spurenan-
satz weiterverarbeitet werden. Beispielsweise dürfen 
auf dieser Grundlage die im Rahmen der zulässigen 
Ortung eines Mobilfunkendgeräts nach Art. 12 gewon-
nenen Daten zum Schutz sämtlicher von Art. 3 um-
fassten Rechtsgüter weiterverarbeitet werden, ohne 
dass es darauf ankäme, dass die in Art. 12 Abs. 1 vor-
ausgesetzte „schwerwiegende Gefahr“ vorliegt.  

Im Ergebnis können daher sämtliche Informationen, 
die zum Schutz der von Art. 3 umfassten Rechtsgüter 
erhoben wurden, für die Aufgabenerfüllung im Rah-
men des Verfassungsschutzverbunds weiterverarbei-
tet werden; Besonderheiten gelten lediglich für perso-
nenbezogene Daten, die aufgrund von Befugnisnor-
men erhoben wurden, die an qualifizierte Eingriffs-
schwellen anknüpfen. Insoweit ist sicherzustellen, 
dass der geänderte Verarbeitungszweck mindestens 
dem Schutz eines vergleichbar gewichtigen Rechts-
guts dient. Diesen Grundsatz bringt Satz 2 in allge-

meiner Form zum Ausdruck. Für die zweckändernde 
Übermittlung an andere Stellen gelten die Regelungen 
des Art. 25, die insoweit dem allgemeinen Grundsatz 
des Art. 8b Abs. 1 als lex specialis vorgehen. 

Für die Maßnahmen der Wohnraumüberwachung, der 
Online-Datenerhebung, der Telekommunikationsüber-
wachung und der Auskunftsersuchen im Schutzbe-
reich des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses, 
die an erhöhte Eingriffsschwellen gebunden sind, fin-
det der allgemeine Grundsatz des Abs. 1 Satz 2 eine 
spezielle Ausprägung in den Abs. 2 und 3 sowie in § 4 
G 10. Diese besonderen Zweckbindungen sind nach 
dem neu gefassten Art. 25 Abs. 4 Satz 1 auch bei der 
Übermittlung an andere Stellen zu beachten. 

Besonderheiten gelten vor allem für personenbezoge-
ne Daten, die mittels Wohnraumüberwachung (Art. 9) 
oder Online-Datenerhebung (Art. 10) gewonnen wur-
den. Hier hat das BVerfG gesteigerte Voraussetzun-
gen an die zweckändernde Weiterverarbeitung ge-
stellt (BVerfGE 141, 220 Rn. 283), denen bereits die 
bisherige Regelung des Art. 11 Abs. 3 im Wesentli-
chen Rechnung trägt. Auch diese Regelung wird nun 
aus systematischen Gründen als Abs. 2 mit den all-
gemeinen Grundsätzen in einer Vorschrift zusammen-
gezogen. Satz 1 entspricht inhaltlich weitgehend dem 
bisherigen Art. 11 Abs. 3. Allerdings wird in Nr. 2 künf-
tig mit dem Erfordernis tatsächlicher Anhaltspunkte für 
eine dringende Gefahr eine der Nr. 1 entsprechende 
qualifizierte Gefahrenlage vorausgesetzt. In Nr. 3 wird 
die Weiterverarbeitung von Daten zur Verfolgung von 
Straftaten geregelt. Sollen Daten zu Zwecken der 
Strafverfolgung weiterverarbeitet werden, ist dies im 
Hinblick auf den Grundsatz der hypothetischen Daten-
neuerhebung nur zulässig, wenn die Daten auch mit 
den entsprechenden strafprozessualen Befugnissen 
erlangt werden könnten (vgl. BVerfGE 141, 220 
Rn. 291 und 316). Die nunmehrige Formulierung ori-
entiert sich an § 100e Abs. 6 Nr. 3 StPO. Dadurch 
werden die Vorschriften über die Weiterverarbeitung 
zu repressiven Zwecken auf Bundes- und Lan-
desebene weiter vereinheitlicht. 

Wurde die Maßnahme nach Art. 9 oder 10 nur zur Ei-
gensicherung auf Anordnung der Behördenleitung 
durchgeführt (Art. 11 Abs. 4 Satz 1), dürfen dabei ge-
wonnene Erkenntnisse nach der Verfahrensvorschrift 
des Art. 11 Abs. 4 Satz 2 grundsätzlich nur weiterver-
arbeitet werden, wenn zuvor der Richter festgestellt 
hat, dass die Maßnahme rechtmäßig ist und die Vo-
raussetzungen des Art. 9 Abs. 1 Satz 1 vorliegen. In 
Eilfällen hat die Behördenleitung eine vorläufige Ent-
scheidung zu treffen (Art. 11 Abs. 1 Satz 2, Abs. 4 
Satz 2 Halbsatz 2).  

Ferner wird als neuer Satz 2 die Vorgabe des BVerfG 
aus dem BKAG-Urteil umgesetzt, dass Lichtbilder und 
Bildaufzeichnungen nicht zu Strafverfolgungszwecken 
weiterverarbeitet werden dürfen (BVerfGE 141, 220 
Rn. 317). Da diese Vorgabe unmittelbar daraus her-
geleitet wurde, dass Art. 13 Abs. 3 GG für die Straf-
verfolgung nur den Einsatz der akustischen Wohn-
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raumüberwachung erlaubt, beansprucht sie unter-
schiedslos für Polizeibehörden und Nachrichtendiens-
te Geltung. 

Für Maßnahmen im Schutzbereich des Art. 10 GG 
und Art. 112 BV besteht in § 4 G 10 eine bundesein-
heitliche Spezialvorschrift, die entsprechend für Aus-
kunftsersuchen nach Art. 15 Abs. 2 und 3 sowie 
Art. 16 gilt. Die entsprechende Verweisung im bisheri-
gen Art. 17 Abs. 2 Satz 1 wird zur Verdeutlichung der 
Systematik als Abs. 3 vorangestellt. 

 

Zu Nr. 4 (Art. 9) 

Die Befugnis zum verdeckten Einsatz technischer 
Mittel in Wohnungen wird nach folgenden Maßgaben 
neu gefasst: 

In Abs. 1 Satz 1 werden die akustische und die opti-
sche Wohnraumüberwachung, wie vom BVerfG für 
den Polizeibereich gefordert (BVerfGE 141, 220 
Rn. 185), als eigene und damit auch eigens zu prüfen-
de Überwachungsmaßnahmen ausgestaltet. Dadurch 
wird sichergestellt, dass das größere Eingriffsgewicht, 
das einer Verbindung von akustischer und optischer 
Wohnraumüberwachung zukommt, im Rahmen der 
Verhältnismäßigkeitsprüfung hinreichend berücksich-
tigt wird. 

Nr. 3 sieht nun vor, dass es nicht mehr auf den be-
deutenden Wert der Sache ankommt, sondern darauf, 
ob die Erhaltung der Sache im besonderen öffentli-
chen Interesse liegt. Sachen, die im besonderen öf-
fentlichen Interesse liegen, sind nicht zwangsläufig mit 
einem besonderen monetären Wert verbunden. Ein 
solcher kann freilich ein Indiz für ein besonderes öf-
fentliches Interesse darstellen. 

In Satz 2 wird aus Gründen der Rechtssicherheit das 
als Annexkompetenz vom parlamentarischen Gesetz-
geber (vgl. Drs. 15/10313 S. 25) anerkannte (und bis 
zum 31.07.2009 in Art. 6g enthaltene) Betretungsrecht 
zur Vorbereitung und Durchführung der Maßnahme 
einer neuerlichen gesetzlichen Regelung zugeführt. 
Ein solches ist auch im harmonisierten Rechtsrahmen 
der IMK vorgesehen. Durch entsprechende Geltung 
des § 3 Abs. 2 Satz 1 G 10 wird dem Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz Rechnung getragen. 

Die Streichung des bisherigen Satzes 2 ist eine Folge-
änderung: der Kernbereichs- und Berufsgeheimnisträ-
gerschutz ist in den neuen Art. 8a vorgezogen. Der 
Verweis auf § 3 Abs. 2 Satz 2 bis 4 G 10 entfällt, da 
die Adressatenregelung in Abs. 2 spezifisch gefasst 
ist. Der Verweis auf § 3 Abs. 2 Satz 1 G 10 wird als 
Satz 3 des Abs. 1 beibehalten. 

Abs. 2 legt im Einzelnen den Adressatenkreis der 
Maßnahme fest. Der harmonisierte Rechtsrahmen der 
IMK trifft ebenso bei der Wohnraumüberwachung eine 
spezifische Adressatenregelung. 

Nach Satz 1 darf sich die Maßnahme nur gegen die 
Zielperson, also diejenige Person, die für die Gefahr 

verantwortlich ist, richten und nur in deren Wohnung 
durchgeführt werden (vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 115, 
187).  

Satz 2 trägt den strengen Vorgaben des BVerfG für 
den verdeckten Einsatz technischer Mittel in Wohnun-
gen anderer Personen Rechnung. Danach bedarf es 
eines konkretisierten Verdachts, dass sich die Ziel-
person zur Zeit der Maßnahme in der Wohnung des 
Dritten aufhält (vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 115, 188). 
Dies ist gegebenenfalls durch andere Maßnahmen, 
wie eine Observation, sicherzustellen. Nicht auf kon-
krete Anhaltspunkte gestützte Vermutungen für die 
Anwesenheit der Zielperson in der Wohnung des Drit-
ten reichen für den Beginn der Maßnahme nicht aus. 
Darüber hinaus muss eine hinreichende Wahrschein-
lichkeit bestehen, hierbei verfahrensrelevante Infor-
mationen zu gewinnen. Erforderlich sind auch inso-
weit tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass die Ziel-
person in den zu überwachenden Räumlichkeiten im 
Überwachungszeitraum verfahrensrelevante und im 
weiteren Verfahren verwertbare Gespräche führen 
wird.  

 

Zu Nr. 5 (Art. 10) 

Zu Buchst. a 

Die dem Anwendungsbereich der Befugnis zur On-
line-Datenerhebung unterfallenden informationstech-
nischen Systeme werden in Abs. 1 konkretisiert. Das 
vom BVerfG entwickelte Recht auf Gewährleistung 
der Integrität und Vertraulichkeit informationstechni-
scher Systeme „bewahrt den persönlichen und priva-
ten Lebensbereich der Grundrechtsträger vor staatli-
chem Zugriff im Bereich der Informationstechnik“ und 
setzt daher eine „grundrechtlich anzuerkennende 
Vertraulichkeits- und Integritätserwartung“ voraus, die 
nur besteht, „soweit der Betroffene das informations-
technische System als eigenes nutzt und deshalb den 
Umständen nach davon ausgehen darf, dass er allein 
oder zusammen mit anderen zur Nutzung berechtig-
ten Personen über das informationstechnische Sys-
tem selbstbestimmt verfügt“ (BVerfGE 120, 274/311 
ff.). Daraus erklären und rechtfertigen sich die weitge-
hend an Art. 13 GG angenäherten Anforderungen, die 
das BVerfG an gesetzliche Beschränkungen dieser 
Rechtsposition stellt (vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 108, 
115, 283 und passim). In Übereinstimmung hiermit 
werden die der Befugnis zur verdeckten Online-
Datenerhebung unterliegenden informationstechni-
schen Systeme nun näher bezeichnet. Durch die 
Formulierung „als eigene nutzt“ kommt zum Ausdruck, 
dass das berechtigte Vertrauen auf Vertraulichkeit 
nicht nur bei eigenen informationstechnischen Sys-
temen bestehen kann, sondern auch bei Systemen 
Dritter, die der Betroffene wie z. B. im Falle von 
Cloud-Speichern wie eine virtuelle Erweiterung des 
eigenen Systems nutzt (vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 
210). 



Seite 14 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Drucksache 17/20763 

Über den umfassenden Rechtsgrundverweis in Abs. 1 
auf Art. 9 Abs. 1 („nach Maßgabe“) gelten die dort ge-
nannten Regelungen auch bei der Online-Datener-
hebung. Dies gilt insbesondere auch für das in Art. 9 
Abs. 1 Satz 2 normierte Betretungsrecht von Woh-
nungen zur Vorbereitung und Durchführung der Maß-
nahme. Wie das BVerfG im BKAG-Urteil ausgeführt 
hat, ist der Gesetzgeber nicht gehindert, die maßgeb-
liche Schwelle für den Rechtsgüterschutz bei der 
Wohnraumüberwachung und bei der Online-Datener-
hebung einheitlich zu bestimmen (BVerfGE 141, 220 
Rn. 108).  

Zu Buchst. b 

In Abs. 2 wird eine neue Nr. 3 angefügt, die dem 
Schutz des Kernbereichs privater Lebensführung be-
reits auf der Erhebungsebene dient. Sie sieht vor, 
dass durch technische Maßnahmen, soweit möglich, 
sicherzustellen ist, dass Daten aus dem Kernbereich 
privater Lebensgestaltung bereits nicht erhoben wer-
den. Ein entsprechender Regelungsvorschlag findet 
sich auch im harmonisierten Rechtsrahmen der IMK. 

Zu Buchst. c 

Der Adressatenkreis wird im neuen Abs. 3 in Parallele 
zur Wohnraumüberwachung (Art. 9 Abs. 2) maßnah-
mespezifisch gefasst. Der harmonisierte Rechtsrah-
men der IMK sieht bei der Online-Datenerhebung 
ebenfalls eine spezifische Adressatenregelung vor. 

Die Online-Datenerhebung ist nur gegen die Zielper-
son zulässig und darf nur durch Zugriff auf deren in-
formationstechnisches System durchgeführt werden. 
Der Zugriff auf informationstechnische Systeme ande-
rer ist nur unter erhöhten Anforderungen zulässig. 
Erforderlich sind tatsächliche Anhaltspunkte dafür, 
dass die Zielperson dort ermittlungsrelevante Informa-
tionen speichert und ein auf ihre eigenen informati-
onstechnischen Systeme beschränkter Zugriff zur 
Erreichung des Ermittlungsziels nicht ausreicht (vgl. 
BVerfGE 141, 220 Rn. 115). 

 

Zu Nr. 6 (Art. 11) 

Zu Buchst. a 

Die Streichung des Abs. 3 ist eine Folgeänderung 
zum neuen Art. 8b Abs. 3. 

Zu Buchst. b 

Die Änderung des Art. 9 macht eine Folgeänderung 
im bisherigen Abs. 4 notwendig, der nun zu Abs. 3 
wird. 

Zu Buchst. c 

Der bisherige Abs. 5 wird infolge der Streichung des 
Abs. 3 zu Abs. 4. 

 

Zu Nr. 7 (Art. 13 Abs. 1 und 2) 

Zu Buchst. a 

Durch die Änderung von Abs. 1 Satz 1 wird klarge-
stellt, dass Maßnahmen der Quellen-Telekommuni-
kationsüberwachung (Quellen-TKÜ) nicht ihrerseits 
über eine dynamische Verweisung an die Tatbe-
standsvoraussetzungen des § 3 G 10 genknüpft sind, 
vielmehr die Quellen-TKÜ als Vorbereitungsmaßnah-
me zur eigentlichen Telekommunikationsüberwa-
chung, die nach den Vorschriften des Artikel 10-Ge-
setzes durchzuführen und dort bundeseinheitlich ge-
regelt ist, akzessorisch ist. Die Quellen-TKÜ ist nur 
bei einer nach dem Artikel 10-Gesetz angeordneten 
oder zeitgleich mit einer angeordneten Telekommuni-
kationsüberwachung zulässig.  

Wie in Art. 9 Abs. 1 Satz 2 wird auch hier in Satz 2 ein 
Betretungsrecht zur Vorbereitung und Durchführung 
der Maßnahme einer klaren gesetzlichen Regelung 
zugeführt. 

Zu Buchst. b 

In Abs. 2 werden die Verweise auf die §§ 3a und 3b 
G 10 gestrichen, da der Kernbereichs- und Berufsge-
heimnisträgerschutz in den allgemeinen Teil in den 
neuen Art. 8a vorgezogen werden. Die Streichung des 
§ 4 G 10 bereinigt ein Redaktionsversehen. § 4 G 10 
betrifft die Verarbeitung erhobener Daten, Art. 13 stellt 
jedoch nur eine Vorbereitungsmaßnahme der Tele-
kommunikationsüberwachung dar, sodass eine Ver-
arbeitungsregelung entbehrlich ist. 

 

Zu Nr. 8 (Art. 15 Abs. 2 und 3) 

Zu Buchst. a 

Die erhöhten Eingriffsvoraussetzungen in Abs. 2 
Satz 2 sind verfassungsrechtlich nicht geboten. Das 
BVerfG hat in seiner Entscheidung zur Online-
Durchsuchung (BVerfGE 120, 274/348 f.) ausgeführt, 
dass das Erfordernis tatsächlicher Anhaltspunkte für 
eine schwerwiegende Gefahr hinreichend sicherstelle, 
dass nicht jeder vage Verdacht, bestimmte Gruppie-
rungen könnten sich gegen die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung richten, zu einer Erhebung von 
Kontoinhalten und Kontobewegungen ausreiche. Die 
Aussage des BVerfG bezog sich unmittelbar auf Aus-
kunftsersuchen gegenüber Kreditinstituten über Kon-
toinhalte und Kontobewegungen wie sie in Art. 16 
Abs. 1 Nr. 2 geregelt sind. Wie allerdings die Evaluie-
rung der entsprechenden Befugnisse in § 8a Abs. 2 
Satz 1 BVerfSchG gezeigt hat, ist die Eingriffswirkung 
bei Auskunftsersuchen gegenüber Luftfahrtunterneh-
men und Kreditinstituten mit derjenigen bei Anfragen 
zu Verkehrsdaten gegenüber Telekommunikations- 
und Telemediendienstleistern vergleichbar, weshalb 
der Bundesgesetzgeber insoweit auch einheitliche 
rechtliche Anforderungen festgelegt hat (vgl. BT-
Drs. 17/6925 S. 15). Deshalb ist es gerechtfertigt, den 
vom BVerfG formulierten verfassungsrechtlichen 
Maßstab auf alle Auskunftsersuchen von Art. 15 und 
16 zu erstrecken. Der harmonisierte Rechtsrahmen 
der IMK sieht ebenfalls keine erhöhte Eingriffsschwel-
le vor. 
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Die in Abs. 2 Satz 2 enthaltene Eingriffsschwelle für 
Auskunftsersuchen bei Bestrebungen, die gegen die 
freiheitliche demokratische Grundordnung, den Be-
stand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Lan-
des gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträch-
tigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des 
Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum 
Ziele haben, ist folglich verfassungsrechtlich nicht 
geboten und wird gestrichen. 

Zu Buchst. b 

Der Verweis in Abs. 3 Satz 2 auf § 3b G 10 ist ent-
behrlich, da der Berufsgeheimnisträgerschutz in die 
allgemeine Bestimmung des Art. 8a vorgezogen wur-
de.  

 

Zu Nr. 9 (Art. 17 Abs. 2 Satz 1) 

Zu Buchst. a 

Die Streichung der Angabe „4“ ist eine Folgeänderung 
zum neuen Art. 8b Abs. 3. Über den Verweis auf § 18 
G 10 wird ein Verstoß gegen das Mitteilungsverbot 
nach § 17 G 10 strafrechtlich sanktioniert. 

Zu Buchst. b 

Folgeänderung zur Streichung des Satzes 2 in Art. 15 
Abs. 2. 

 

Zu Nr. 10 (Art. 19a) 

Der neue Artikel regelt Beobachtungsmaßnahmen 
von erhöhter Grundrechtsintensität außerhalb des 
Schutzbereichs des Art. 13 GG und des Art. 106 
Abs. 3 der Verfassung und greift einen Regelungsvor-
schlag des Landesbeauftragten für den Datenschutz 
auf, der es für notwendig hält, „zumindest die eingriffs-
intensiven Maßnahmen der längerfristigen Observati-
on und des Abhörens und Aufzeichnens des nichtöf-
fentlich gesprochenen Wortes außerhalb von Woh-
nungen explizit gesetzlich zu regeln“. Auch wenn zwi-
schen nachrichtdienstlichen und polizeilichen Obser-
vationen grundlegende Unterschiede bestehen, ins-
besondere weil Nachrichtendienste aufgrund der be-
fugnisrechtlichen Trennung (Art. 5 Abs. 2) gegenüber 
der beobachteten Person nicht mit exekutiv-polizeili-
chen Maßnahmen (z. B. Festnahme, Durchsuchung) 
einschreiten können (vgl. Gärditz, EuGRZ 2018, 6/19 f.), 
ist der Rechtsprechung des BVerfG zu entnehmen, 
dass die mit zunehmender Dauer und dem Einsatz 
technischer Mittel eintretende Steigerung der Ein-
griffsintensität im Rahmen der gesetzlichen Befugnis-
norm eine erhöhte Eingriffsschwelle zur Folge hat 
(vgl. BVerfGE 141, 220 Rn. 154 f.). Dementsprechend 
erlaubt Abs. 1 Satz 1 eine länger andauernde Be-
obachtung nur zur Aufklärung von Bestrebungen und 
Tätigkeiten mit erheblicher Bedeutung. Diese Schwel-
le steht im Einklang mit dem Regelungsvorschlag des 
harmonisierten Rechtsrahmens der IMK und korres-
pondiert wertend dem vom BVerfG im BKAG-Urteil für 
die technische Observation mit GPS-Sender zu Zwe-

cken der Strafverfolgung genannten Erfordernis einer 
Straftat von erheblicher Bedeutung (vgl. BVerfGE 141, 
220 Rn. 107). Der Begriff „Bestrebungen von erhebli-
cher Bedeutung“ entspricht der Terminologie des § 9a 
Abs. 1 Satz 2 BVerfSchG. Wie dort exemplarisch aus-
geführt ist, fallen darunter insbesondere Bestrebun-
gen, die darauf gerichtet sind, Gewalt anzuwenden 
oder Gewaltanwendung vorzubereiten. Die Regelung 
ist nicht abschließend („insbesondere“) und umfasst 
grundsätzlich auch legalistische Bestrebungen. Über 
den Anwendungsbereich des § 9a Abs. 1 Satz 2 
BVerfSchG hinaus kann die Befugnis nach Art. 19a 
auch zur Beobachtung von Tätigkeiten i. S. v. Art. 3 
eingesetzt werden, etwa bei sicherheitsgefährdenden 
oder geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine fremde 
Macht i. S. v. § 3 Abs. 1 Nr. 2 BVerfSchG i. V. m. 
Art. 3 Satz 1. Unterhalb der Erheblichkeitsschwelle 
des Satzes 1 liegen Beobachtungsobjekte mit gerin-
ger Bedeutung, d. h. unterster Priorisierung, für deren 
Aufklärung die Ressourcen besonderer nachrichten-
dienstlicher Mittel fehlgesteuert wären. 

Die zeitliche Grenze, bei deren Überschreiten die 
strengeren Anforderungen des Art. 19a eingreifen, 
zieht der Satz 1 – insoweit abweichend vom Polizei-
recht (vgl. § 45 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BKAG n.F.) – für ei-
ne durchgehende Beobachtung bei 48 Stunden für ei-
ne zeitweise, mit Unterbrechungen durchgeführte Be-
obachtung bei drei Tagen innerhalb einer Woche. Die 
gegenüber dem Polizeirecht erhöhten Zeitrahmen tra-
gen dem Umstand Rechnung, dass Observationen zu 
den spezifischen Befugnissen des Verfassungsschut-
zes als Nachrichtendienst gehören, ohne die er sei-
nen verfassungsmäßigen Auftrag nicht erfüllen kann. 
Angesichts des verminderten Risikos von Folgemaß-
nahmen (vgl. oben) ist eine höhere zeitliche Grenze 
als für polizeiliche Observationsmaßnahmen ver-
fassungsrechtlich gerechtfertigt. Die nun in Satz 1 
genannten Schwellenwerte entsprechen dem Rege-
lungsvorschlag des Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz. Durch das Merkmal „planmäßig“ wird klar-
gestellt, dass es sich insoweit nicht um den allgemei-
nen nachrichtendienstlichen Beobachtungsauftrag 
durch „Sammlung und Auswertung von Information“ 
gemäß § 3 Abs. 1 BVerfSchG i. V. m. Art. 3 Satz 1 
handelt, sondern um ein spezielles nachrichtendienst-
liches Mittel (Observation). In den Nrn. 1 und 2 wer-
den die technischen Mittel, die zur verdeckten Be-
obachtung eingesetzt werden, beispielhaft konkreti-
siert. Wie bei Art. 9 wird dadurch dem Umstand Rech-
nung getragen, dass im Rahmen der Verhältnismä-
ßigkeit eine differenzierte Prüfung erforderlich ist. Zu 
den technischen Observationen gehört insbesondere 
nach Nr. 1 das Abhören und Aufzeichnen des nichtöf-
fentlich gesprochenen Wortes sowie nach Nr. 2 das 
Anfertigen von Lichtbildern und Bildaufzeichnungen.  

Anstatt solche Bildaufzeichnungen mit eigenen tech-
nischen Mitteln durchzuführen, kann das Landesamt 
für Verfassungsschutz künftig nach Satz 2 auch den 
Betreiber einer Videoüberwachung i. S. v. § 4 Abs. 1 
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Satz 2 BDSG 2018 verpflichten, die Überwachung 
auszuleiten und Aufzeichnungen zu übermitteln. Dies 
entspricht einem Vorschlag des harmonisierten Rechts-
rahmens der IMK. Zur Ausleitung und Übermittlung 
verpflichtet sind die Betreiber einer Videoüberwa-
chung von öffentlich zugänglichen großflächigen An-
lagen, insbesondere Sport-, Versammlungs- und Ver-
gnügungsstätten, Einkaufszentren oder Parkplätze, 
sowie von Fahrzeugen und öffentlich zugänglichen 
Einrichtungen des öffentlichen Schienen-, Schiffs- und 
Busverkehrs. 

Abs. 2 regelt den Adressatenkreis und verlangt tat-
sächliche Anhaltspunkte für eine Beteiligung der Per-
son an den Bestrebungen (Nr. 1). Gegen Dritte darf 
sich die Maßnahme nur unter erhöhten Vorausset-
zungen richten und ist nur zulässig, wenn eine Maß-
nahme gegen eine Person nach Nr. 1 allein nicht aus-
reicht (Nr. 2). 

Abs. 3 umfasst Bestimmungen zum Verfahren. Satz 1 
sieht grundsätzlich eine Anordnung der Behördenlei-
tung vor. Dies entspricht der Forderung des Landes-
beauftragten für den Datenschutz, der hierzu ausge-
führt hat, dass die Observation originäre Aufgabe des 
Landesamts für Verfassungsschutz und in der Praxis 
wohl eine der am häufigsten angewandten Befugnisse 
sei, weshalb er einen Behördenleitervorbehalt für er-
forderlich, aber auch für ausreichend halte. Bei Gefahr 
in Verzug darf nach Satz 2 die zuständige Sachge-
bietsleitung eine vorläufige Regelung treffen. Die Ent-
scheidung der Behördenleitung bzw. ihrer Vertretung 
ist in diesem Fall unverzüglich nachzuholen. Durch 
den Verweis in Satz 3 auf Normen des G 10 werden 
das weitere Anordnungsverfahren gegenüber dem 
Betroffenen und im Falle des Abs. 1 Nr. 3 ein strafbe-
wehrtes Mitteilungsverbot gegenüber dem Betreiber 
der Videoanlage geregelt. Für die Mitteilungspflicht 
entsprechend § 10 Abs. 6 G 10 besteht nur in den 
Fällen des Abs. 1 Satz 2 ein Anwendungsbereich. 
Verpflichteter ist insoweit der Betreiber der Video-
überwachung. Nach Satz 4 gilt zudem über den Ver-
weis auf § 12 Abs. 1 und 3 G 10 eine grundsätzliche 
Mitteilungspflicht gegenüber dem Betroffenen. Da Ob-
servationen allerdings zum Standard nachrichten-
dienstlicher Mittel gehören, demgemäß in der Praxis 
häufig genutzt werden, würde eine Mitteilungspflicht, 
die bei jeder Maßnahme nach Abs. 1 bestünde, er-
hebliche Ressourcen des Landesamts für Verfas-
sungsschutzes in Anspruch nehmen, die dann der 
operativen Aufgabenwahrnehmung nicht mehr zur 
Verfügung stünden. Daher soll eine Mitteilungspflicht 
erst bestehen, wenn die Maßnahme eine gegenüber 
den Tatbestandsmerkmalen des Abs. 1 gesteigerte 
Eingriffsintensität dergestalt erreicht, dass sie durch-
gehend – 24 Stunden/Tag – länger als eine Woche 
durchgeführt wird oder an mehr als 14 Tagen inner-
halb eines Monats stattfindet. Eine solche erhöhte 
Eingriffsschwelle für das Entstehen einer Mitteilungs-
pflicht erscheint vor dem Hintergrund, dass die Ob-
servationen des Art. 19a außerhalb des besonders 

geschützten privaten Rückzugsbereichs der Wohnung 
erfolgen und als nachrichtendienstliche Maßnahme 
regelmäßig für den Betroffenen ohne unmittelbare 
Folgen bleiben, mit dem Recht des Betroffenen auf in-
formationelle Selbstbestimmung vereinbar. Dessen 
Schutz wird stattdessen durch die parlamentarische 
Kontrolle gewährleistet. Insoweit ist in Art. 20 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 Buchst. c und in Satz 2 eine regelmäßige 
Berichtspflicht des Staatsministeriums des Innern, für 
Bau und Verkehr über Maßnahmen nach Art. 19a ge-
genüber dem Parlamentarischen Kontrollgremium und 
eine entsprechende Berichtspflicht des Gremiums ge-
genüber dem Landtag vorgesehen.  

 

Zu Nr. 11 (Art. 20 Abs. 1 Nr. 2) 

Die parlamentarische Kontrolle wird auf Datenüber-
mittlungen an Drittstaaten (Art. 25 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
und 2) erstreckt, soweit sie der Verfügungsberechti-
gung des Landesamts unterliegen (vgl. BVerfGE 141, 
220 Rn. 354). Die Berichtspflicht gilt nur für Übermitt-
lungen durch das Landesamt für Verfassungsschutz 
an ausländische Stellen. Übermittlungen aus dem 
Ausland an das Landesamt für Verfassungsschutz 
sind demgegenüber nicht berichtspflichtig, da diese 
regelmäßig der Third-Party-Rule unterliegen. Im 
Normtext wird dies dadurch deutlich, dass die Be-
richtspflicht nur für Übermittlungen gilt, die der Verfü-
gungsberechtigung des Landesamts unterliegen. Dies 
entspricht der in Art. 6 Abs. 1 PKGG enthaltenen 
Rechtslage. Nach der Third-Party-Rule dürfen ausge-
tauschte Informationen ohne Zustimmung des Infor-
mationsgebers nicht an Dritte weitergegeben oder für 
andere Zwecke verwendet werden. Dieser Grundsatz 
gilt regelmäßig auch gegenüber Kontrollorganen des 
Parlaments und selbst gegenüber Aufsichtsbehörden 
(Wills/Born in Born/Leigh/Wills, International Intelli-
gence Cooperation and Accountability, 2011, 277/283; 
a. A. Gärditz, DVBl. 2015, 903/907). Es handelt sich 
um eine auch vom BVerfG anerkannte Verhaltensre-
gel der internationalen Kooperation im Sicherheits- 
und Nachrichtendienstbereich (BVerfGE 143, 101 
Rn. 165), die in Art. 4 Buchst. d und Art. 5 Buchst. b 
des Abkommens zwischen der Europäischen Union 
und der Nordatlantikvertrags-Organisation über den 
Geheimschutz vom 14.03.2003 (ABl. L 80, 36 ff.) aus-
drücklich erwähnt ist.  

Die Berichterstattung erfolgt wie bei den in Art. 20 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b genannten Maß-
nahmen in Form eines Lageberichts. Auch insoweit ist 
selbstverständlich die Third-Party-Rule einzuhalten. 
Ging der Übermittlung durch das Landesamt für Ver-
fassungsschutz an eine ausländische Stelle eine An-
frage derselben voraus, kann die Third-Party-Rule 
einer Berichterstattung entgegenstehen. 

 

Zu Nr. 12 (Art. 21) 

Der Umgang mit löschungsreifen Unterlagen, die bis 
zur Übernahme durch das Hauptstaatsarchiv bzw. für 
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den Fall, dass die Unterlagen nicht übernommen wer-
den, bis zur endgültigen Löschung beim Landesamt 
für Verfassungsschutz gespeichert bleiben, wird in 
Abs. 5 näher geregelt. Gemäß Art. 6 Abs. 1 Bayeri-
sches Archivgesetz (BayArchivG) haben alle Behör-
den des Freistaates Bayern dem zuständigen staatli-
chen Archiv die Unterlagen zur Übernahme anzubie-
ten, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr 
benötigen. Die Übernahme durch ein staatliches Ar-
chiv stellt ein Löschungssurrogat dar und verhindert, 
dass Unterlagen, die für die wissenschaftliche For-
schung, zur Sicherung berechtigter Belange Betroffe-
ner oder Dritter oder für Zwecke der Gesetzgebung, 
Rechtsprechung oder Verwaltung von bleibendem 
Wert sind, gelöscht werden (vgl. Art. 2 Abs. 2 BayAr-
chivG). Nach Art. 12 Abs. 8 BayDSG, der gemäß 
Art. 28 in seiner derzeitigen Fassung auch für das 
Landesamt für Verfassungsschutz gilt, dürfen Unter-
lagen, die der Anbietungspflicht unterliegen, erst ge-
löscht werden, nachdem die Unterlagen dem öffentli-
chen Archiv angeboten worden und von diesem nicht 
als archivwürdig übernommen worden sind oder über 
die Übernahme nicht innerhalb der Sechsmonatsfrist 
des Art. 6 Abs. 4 BayArchivG entschieden worden ist. 
Im Rahmen der Neufassung des Bayerischen Daten-
schutzgesetzes ist eine inhaltsgleiche bereichsspezifi-
sche Vorschrift als Art. 21 Abs. 5 vorgesehen (siehe 
Art. 39b Abs. 1 Nr. 9 Buchst. e des Gesetzentwurfs 
der Staatsregierung für ein Bayerisches Datenschutz-
gesetz, Drs. 17/19628). 

Satz 1 stellt zunächst klar, dass löschungsreife Daten, 
die nur noch zur Erfüllung der archivrechtlichen Anbie-
tungspflicht beim Landesamt für Verfassungsschutz 
gespeichert bleiben, einer entsprechenden Zweckbin-
dung unterliegen: eine Verarbeitung ist nur noch zu 
Archivzwecken zulässig. 

Um eine vollständige Übernahme archivwürdiger Un-
terlagen durch das für das Landesamt für Verfas-
sungsschutz zuständige Hauptstaatsarchiv zu ge-
währleisten, bestimmt bereits Abs. 1 Satz 2 des gel-
tenden Gesetzes, dass Unterlagen, die in schriftlichen 
und elektronischen Akten enthalten sind, erst gelöscht 
werden, wenn der gesamte Akt zu löschen ist. Diese 
Regelung wird nun zur Verdeutlichung des systemati-
schen Zusammenhangs in Satz 2 Nr. 1 verortet. Das 
Löschungsverbot wird in Nr. 2 statuiert. Da der Anbie-
tungspflicht nur solche Unterlagen unterliegen, die zur 
Aufgabenerfüllung nicht mehr benötigt werden (Art. 6 
Abs. 1 Satz 1 BayArchivG), gilt die Zurückstellung der 
Löschung nach Satz 1 nur für solche Unterlagen, die 
nach Abs. 1 Nr. 2 und 3 zu löschen sind. Unterlagen, 
deren Speicherung unzulässig ist, sind sofort zu lö-
schen. Dies gilt insbesondere für solche Unterlagen, 
die aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung nach Art. 8a Abs. 1 Satz 4 
nicht verarbeitet werden dürfen. 

Da löschungsreife Unterlagen bis zur Entscheidung 
über ihre Archivwürdigkeit noch beim Landesamt für 
Verfassungsschutz gespeichert bleiben, aufgrund ih-

rer ausschließlich auf die Archivierung gerichteten 
Zweckbestimmung aber den operativen Zwecken des 
Art. 5 Abs. 1 entzogen sind, errichten die flankieren-
den Vorschriften in den Sätzen 3 und 4 gleichsam ein 
„Zwischenarchiv“, das bereits vor der Entscheidung 
über die Archivwürdigkeit der Daten dem Verfügungs-
recht des Hauptstaatsarchivs unterstellt ist. Satz 3 
schreibt technische und organisatorische Maßnahmen 
vor, die die archivrechtliche Zweckbindung der ge-
speicherten Daten sicherstellen. Gleichzeitig enthält 
Satz 4 ein grundsätzliches Verbot inhaltlicher Kennt-
nisnahme. Einsicht in die zu Archivzecken gespei-
cherten Daten darf nur ein Mitarbeiter des Haupt-
staatsarchivs nehmen oder eine von ihm beauftragte 
Person. Die beauftragte Person kann auch ein Mitar-
beiter des Landesamts für Verfassungsschutz sein. 
Durch das Erfordernis der Beauftragung wird gewähr-
leistet, dass über die inhaltliche Kenntnisnahme allein 
das Hauptstaatsarchiv entscheidet.  

 

Zu Nr. 13 (Art. 23 Abs. 1 Satz 3) 

Die Änderung ist eine notwendige Konsequenz der 
Änderung des Art. 21 für solche Unterlagen, die durch 
eine entsprechende technische Zugriffsbeschränkung 
dem Zugriff der Facharbeit entzogen sind und aus-
schließlich noch für das Hauptstaatsarchiv aufbewahrt 
werden. 

 

Zu Nr. 14 (Art. 25) 

Zu Buchst. a 

Nach den Ausführungen des BVerfG im BKAG-Urteil 
muss die in der Übermittlung von personenbezogenen 
Daten an andere Behörden liegende Zweckänderung 
den Anforderungen des Grundsatzes der hypotheti-
schen Datenneuerhebung genügen (BVerfGE 141, 
220 Rn. 304 ff.). Erforderlich ist insbesondere das 
Vorliegen eines konkreten Ermittlungsansatzes im 
Aufgabenbereich des Empfängers (vgl. BVerfGE 141, 
320 Rn. 320). Dem trägt die Ergänzung des Erforder-
nisses „tatsächliche Anhaltspunkte“ in Abs. 1 Rech-
nung. 

Durch die neu eingefügte Nr. 2 werden repressive 
Zwecke systematisch klar von den in Nr. 1 geregelten 
präventiven Übermittlungszwecken getrennt. Gleich-
zeitig wird klargestellt, dass der repressive Übermitt-
lungszweck sich nicht auf die Strafverfolgung im en-
geren Sinn, also das strafrechtliche Ermittlungsver-
fahren beschränkt, sondern auch die an eine Verurtei-
lung anschließenden Verfahrensabschnitte der Straf-
vollstreckung, des Strafvollzugs und des Gnadenver-
fahrens umfasst. 

Zu Buchst. b 

Der neue Abs. 1a regelt die Auslandsübermittlung an 
Stellen in Mitgliedstaaten der Europäischen Union und 
an öffentliche Stellen von Staaten, die die Bestim-
mungen des Schengen-Besitzstands anwenden. Hier-
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für gelten die gleichen Voraussetzungen wie bei der 
Inlandsübermittlung. 

Zu Buchst. c 

Der Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung 
gilt bei der Übermittlung an sämtliche öffentliche Stel-
len und damit auch für die Übermittlung zwischen 
Nachrichtendiensten und Polizei.  

Im BKAG-Urteil hat der Erste Senat des BVerfG „eine 
konkretisierende Konsolidierung einer langen Recht-
sprechung beider Senate des BVerfG“ vorgenommen 
und dabei ausweislich der hierzu zitierten Entschei-
dungen auch das ATDG-Urteil vom 24.04.2013 (BVer-
fGE 133, 277) einbezogen (BVerfGE 141, 220 
Rn. 292). Während im ATDG-Urteil vorrangig die un-
terschiedlichen Aufgaben von Polizei und Nachrich-
tendiensten in den Blick genommen wurden, stellt das 
BKAG-Urteil in seinen Ausführungen zur hypotheti-
schen Datenneuerhebung allein auf das verfassungs-
rechtliche Gewicht des geänderten Nutzungszwecks 
und das Vorliegen eines konkreten Ermittlungsansat-
zes ab. Den Ausführungen zur Übermittlungsbefugnis 
des BKA an die Verfassungsschutzbehörden und den 
Militärischen Abschirmdienst (BVerfGE 141, 220 
Rn. 320) ist zu entnehmen, dass diese Kriterien auch 
für den Austausch von Daten zwischen Polizei und 
Nachrichtendiensten anzuwenden sind. Soweit im 
BKAG-Urteil „für die Datenübermittlung von Nachrich-
tendiensten an das Bundeskriminalamt“ auf das 
ATDG-Urteil hingewiesen wird (BVerfGE 133, 277 Rn. 
123), bezieht sich dies eindeutig auf das zuvor ge-
nannte Erfordernis konkreter „Erkenntnisse zu einer 
Gefährdung hochrangiger Rechtsgüter“. Andernfalls 
wäre nicht verständlich, warum der entsprechende 
Einschub mitten im Satz an der entsprechenden Stelle 
zum Gewicht der Rechtsgüter erfolgt und nicht am 
Ende des gesamten Satzes. 

Folglich kommt es bei Übermittlungen an Polizeibe-
hörden zum Zwecke der Gefahrenabwehr ebenfalls auf 
das Vorliegen entsprechender tatsächlicher Anhalts-
punkte an. Dem trägt die Änderung von Abs. 2 Satz 1 
Rechnung. 

Zur Klarstellung wird in der in Nr. 1 enthaltenen Auf-
zählung bedeutender Rechtsgüter die sexuelle 
Selbstbestimmung ergänzt. Dadurch wird insoweit ein 
Gleichlauf mit dem Polizeiaufgabengesetz (PAG) si-
chergestellt (vgl. Art. 11 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 PAG und 
die Entwurfsfassung des Art. 60 Abs. 3 PAG des der-
zeit im Gesetzgebungsverfahren befindlichen PAG-
Neuordnungsgesetzes). Wie im Rahmen von Art. 9 
wird zudem hinsichtlich des Schutzes von Sachwerten 
das Erfordernis des erheblichen Werts durch den 
umfassenderen Begriff des „besonderen öffentlichen 
Interesses“ ersetzt (vgl. die Begründung zu Art. 9 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3). 

Zu Buchst. d 

In Abs. 3 werden die Übermittlungsvoraussetzungen 
an Dienststellen der Stationierungsstreitkräfte, an an-
dere ausländische öffentliche und an weitere Stellen 

sowie an nicht-öffentliche Stellen geregelt. Nach An-
sicht des BVerfG gelten für die Übermittlung ins Aus-
land mit Blick auf die Achtung fremder Rechtsordnun-
gen und -anschauungen eigene verfassungsrechtliche 
Bedingungen (vgl. BVerfGE 141, 220 Rn 324 ff., 
329 ff.). Die Übermittlung von Daten ins Ausland setze 
eine Begrenzung auf hinreichend gewichtige Zwecke, 
für die die Daten übermittelt und genutzt werden dür-
fen, sowie die Vergewisserung über einen rechtsstaat-
lichen Umgang mit diesen Daten im Empfängerland 
voraus. Ferner sei eine wirksame inländische Kontrol-
le sicherzustellen.  

Durch das in Nr. 2 und 3 aufgenommene Erfordernis 
der tatsächlichen Anhaltspunkte wird dem Erfordernis 
eines konkreten Ermittlungsansatzes für die Übermitt-
lung Rechnung getragen. 

Satz 2 schließt die Datenübermittlungen aus, wenn im 
Einzelfall ein datenschutzrechtlich angemessener und 
die elementaren Menschenrechte wahrender Umgang 
mit den Daten beim Empfänger nicht hinreichend ge-
sichert ist oder sonst überwiegende schutzwürdige 
Interessen einer betroffenen Person entgegenstehen. 
Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 78 Abs. 2 BDSG 
2018. In der Regel kann von der Zulässigkeit der Da-
tenübermittlung ausgegangen werden, wenn die Eu-
ropäische Kommission gemäß Art. 36 Abs. 3 der 
Richtlinie (EU) 2016/680 einen Angemessenheitsbe-
schluss gefasst hat. Die Nachrichtendienste fallen 
zwar nicht in den Anwendungsbereich dieser Richtli-
nie. Es gibt jedoch keinen Grund, der in Fällen, in 
denen die Europäische Kommission im Rahmen des 
Anwendungsbereichs der Richtlinie die Angemessen-
heit festgestellt hat, für den nachrichtendienstlichen 
Bereich eine andere Bewertung rechtfertigen würde. 
Trotz Vorliegens eines Angemessenheitsbeschlusses 
bedarf es indes stets noch der Prüfung im Einzelfall, 
ob ausnahmsweise ein datenschutzrechtlich ange-
messener und die elementaren Menschenrechte wah-
render Umgang mit den Daten beim Empfänger nicht 
hinreichend gesichert ist. Dabei ist maßgeblich zu 
berücksichtigen, ob der Empfänger im Einzelfall einen 
angemessenen Schutz der übermittelten Daten garan-
tiert. Im Übrigen gelten die Übermittlungsverbote des 
Art. 27, weshalb auch die schutzwürdigen Interessen 
des Betroffenen der Übermittlung im Einzelfall entge-
genstehen können. 

Der gesetzlichen Anordnung einer eigenen Dokumen-
tationspflicht, wie sie in § 79 Abs. 2 BDSG 2018 gere-
gelt ist, bedarf es angesichts des umfassend und da-
mit auch für jede Informationsübermittlung geltenden 
Grundsatzes der Nachvollziehbarkeit gemäß Art. 7 
nicht. 

Zu Buchst. e 

Der bislang in Abs. 4 Satz 1 enthaltene Richtervorbe-
halt entfällt, da er verfassungsrechtlich nicht geboten 
ist. Die neue Fassung stellt klar, dass die besonderen 
Zweckbindungen nach Art. 8b Abs. 2 und 3 auch bei 
Übermittlungen an andere Stellen zu beachten sind. 
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Zu Nr. 15 (Art. 27 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1) 

Wie bei Art. 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Art. 25 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 wird künftig auch im Rahmen der für die 
Annahme eines Übermittlungsverbots i. S. v. Art. 27 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 maßgeblichen Interessenabwä-
gung, soweit eine gegenwärtige Gefahr für Sachwerte 
im Raum steht, entscheidend darauf abgestellt, ob die 
Erhaltung der Sachen im besonderen öffentlichen 
Interesse geboten ist (vgl. die Begründung zu Art. 9 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3). 

 

Zu Nr. 16 (Art. 28 Abs. 1) 

Zu Buchst. a 

Der Verweis auf § 23 Abs. 1 Nr. 6 BDSG 2018 stellt 
klar, dass eine Verarbeitung personenbezogener Da-
ten auch im Rahmen von Aufsichts- und Kontrollbe-
fugnissen, der Rechnungsprüfung oder der Durchfüh-
rung von Organisationsuntersuchungen zulässig ist. 
Entsprechendes gilt für die Verarbeitung zu Ausbil-
dungs- und Prüfungszwecken, soweit schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person dem nicht entge-
genstehen. 

Zu Buchst. b 

Folgeänderung zum neuen Art. 19a Abs. 1 Satz 2. 

Zu § 2 (Einschränkung von Grundrechten) 

Das Zitiergebot des Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GG gilt nach 
der Rechtsprechung des BVerfG auch für die Ände-
rung eines Gesetzes, die zu neuen Grundrechtsein-
schränkungen führt (BVerfGE 113, 348/366). 

 

Zu § 3 (Inkrafttreten) 

Gemäß Art. 76 Abs. 2 der Verfassung muss in jedem 
Gesetz der Tag bestimmt werden, an dem es in Kraft 
tritt. 

 

 


